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Jm Namen der Freiheit!
W. T. B. Athen, 12.

Havas.) Ausführliche Meldung. Montag vormittag
hatte der Oberkommiſſar der Alliierten,
Jonnart, mit dem Miniſterpräſidenten Zaimis eine
Unterredung, in welcher er von itzm im Namen
der Schutz mächte die Abdankung des
Königs und die Bezeichnung eines Nachfol-
gers unter Ausſchluß des Thronfolgers
verlangte. Zaimis erkannte die Uneigen-
nützigkeit der Mächte an, deren einziges Ziel
die Wiederherſtequng der Einigleit Griechenlands
auf Grund der Verfaſſung ſei, erwiderte aber Jon-
nart, daß ein Entſchluß vom König erſt am Abend
nach Zuſammentritt eines Thronrats, beſtehend aus
den ehemaligen Miniſterpräſidenten, gefaßt werden
könne. Trotz der Hetzerei gewiſſer Agita-
toren wurde die Ruhe in den Straßen Athens
nicht geſtört. Nachdem Zaimis Jonnart den Brief
mit der Abdankung überreicht hatte, hat der
ehemalige König die Abſicht ausgeſprochen, ſich auf
ein engliſches Schiff zu begeben und über Jtalien
nach der Schweiz zu fahren. Die Truppen, die
zur Verfügung des Obertommiſſars ſtanden, hatten
Befehl erhalten, nicht zu kanden, bevor der Ent-
ſchluß des Königs bekannt ward.

Ein tragiſches Schauſtück hat durch den Willen der En-
tente ſeit dem Ende des Gallipoli-Unternehmens auf grie-
chiſchem Boden geſpielt. Die Tragödie hat jetzt durch das
Machtgebot der für „Freiheit und Recht“ kämpfenden Alli-
ierten einen rechtloſen Aktſchluß gefunden. Ob den letzten,
iſt ungewiß. Sicher einem Aktſchluß, der bedeutungsvoll
iſt und die Bahn freimacht für weitere Angriffe der „Be-
ſchützer der kleinen Staaten“ gegen das wehrloſe kleine
Land.

Der griechiſche König Konſtantin, der ſeſt zur Neutra-
lität ſeines Landes ſtand, iſt von den Weſtmächten geſtürzt
worden. Eine Drohung, die ſeit zwei Jahren immer wie-
der durch die Spalten der franzöſiſchen und engliſchen Preſſe
lief, iſt wahr gemacht worden. Der „deutſche Agent“ iſt un-
ſchädlich gemacht. Er wird als

Gefangener der Weſtmächte
auf ein engliſches Schiff geſchleppt und außer Landes ge-
bracht werden. Die griechiſche Monarchie wird damit er-
ledigt ſein. Das Ziel der Entente iſt, das Land zur Re-
publik zu machen und den gefügigen Anhänger Veni-
zelos zum Präſidenten. Damit wird das weitere
und eigentliche Ziel erreicht werden, Griechenland in den
Krieg zu ziehen. Die gricchiſchen Truppen ſollen ſich für
ihre Bedrücker ſchlagen, damit die Entente von Saloniki
aus den Balkan zurückerobern kann.

Die Tragödic, die am Montag durch das Gebot der
Weſtmächte den Schluß des vierten Aktes erreicht hat, iſt
mit all der überlieferten konſtitutioncllen Romantik durch-
geführt worden. Es gab durch Willen und Macht der Weſt-
ſtaaten in den letzten zwei Jahren auf griechiſchem Boden
ein Jntrigenſpiel zwiſchen königlicher und parlamenta-
riſcher Gewalt, zwiſchen Miniſterium und Generalſtab,
zwiſchen Miniſtern von heute, geſtern und vorgeſtern, mit
dem Hintergrund des drohenden Staatsſtreichs, der jetzt
eingetreten, und der grollenden Revolution, die vielleicht
noch kommen kann. Alle Koſtümſtücke konſtitntioneller
Haupt 'und Staatsaktionen waren in Verwendung; die
Männer, die die Titelrollen gaben, füllten mit ihren Namen
die europäiſche Preſſe, und die ganze Welt war neugieriger
Zuſchauer. Das arme griechiſche Volk, der ſtumme Stakiſt,
war und iſt neben dem König und ſeiner Familie wie An-
hängern vornehmlich das Opfer.

Wir ſind gewohnt, uns von ſolchen Schauſtücken nicht
blenden zu laſſen, ſondern den tiefern Gründen des Ge-
ſchehens nachzuforſchen. Hier wie bei allen Erſchütterungen
der bürgerlichen Geſellſchaft. Uns iſt der ehrgeizige kre-
tiſche Advokat Venizelos ebenſowenig wie der König der
Vertreter des ſchlimmen oder des guten Prinzips. Wir
ſuchen nach den wirtſchaftlichen, ſozialen und nationalen

Urſachen des Zwieſpalts,
der durch das Volk der Hellenen ging und deſſen bloßer
Ausdruck Parteinunng und Parteien ſind. Dieſer Zwieſpalt
war ſo gewaltig, daß er das Land und das Volk gefährdete.
Der Krieg hat ihn bloßgelegt. Vielleicht wäre er von innen
heraus zu überbrücken geweſen, wenn ſich das Land ſelbſt

Juni. (Agentur

der Ententediplomatie riß ihn mächtig auf, und
die drohenden Schlünde britiſcher und franzöſiſcher Schiffs-
kanvnen taten das übrige. Das Volk wurde zerfaſert, zer-
mürbt, der Anarchie überantwortet, das Land wurde auf-
gelöſt in einander widerſtreitende Landſchaften, die mit-
regierende Geſellſchaft in hadernde Cliquen, die widerein-
ander mit bewaffneter Fauſt vorgingen. Jn zweijähriger
zielbewußter Arbeit trieb die Entente die Zerſetzung ſo weit,
daß jetzt auch dem König, der trotz ſtändiger körperlicher
Krankheit die Neutralität des Landes feſt und unbengſam
verteidigte, keine Wahl mehr übriggeblieben iſt: er muß
den Schauplatz ſeines Widerſ'andes räumen und erwarten,
daß kommen wird, was er vermeiden wollte: die Teilnahme
der Griechen am Krieg. Alles im Namen der Freiheit und
der Selbſtbeſtimmung der Völker, für die die Entente be
kanntlich den Krieg gegen das uſurpatvoriſche Deutſchland
führt.

Griechenland iſt klein. Folglich konnten die Großen,
die auf dem Papier ſtändig die Kleinen beſchützen, an
den Wehrloſen oder doch nicht Wehrbereiten ihr Mütchen
kühlen, als ſie nicht ſo wollten, wie ihnen angeſonnen
wurde. Die

kalendariſche Aneinanderreihung
der gegen das kleine Land von der Entente begangenen Ge
walttaten deckt das grauſame Spiel der Katzen mit einem
einzigen armen Mäuslein auf. Jm Herbſte 1915 lande-
ten 18000 Mann franzöſiſcher und engliſcher Truppen
in Saloniki, gerufen von dem damaligen Miniſterpräſi-
denten Venizelos, mit dem Zwecke, dem bedrohten Serbien
zu Hilfe zu kommen. Gricchenland ſollte ſich der Hilfs-
expedition anſchließen, da es der Verbündete Serbiens aus
den Balkankriegen war. Konſtantin, der Griechenkönig,
lehnte die Forderung der Entente ab, da die Bedingungen
für die Hilfeleiſtung nicht vorlagen Sie bezogen ſich ledig-
lich auf die Angriffe von Balkanſtaaten, nicht aber auf einen
Krieg mit Oeſterreich und Deutſchland. Die Weigerung
Konſtantins, dem Gebot der Weſtmächte zu gehorchen, war
der Anlaß zu den Drangſalierungen und Quälercien, die
nunmehr einſetzten.

Am 30. Oktober 1915 wurden die Konſuln des Vierbun-
des in Saloniki verhaftet und außer Landes gebracht, die
erſte griechiſche Jnſel von den Franzoſen beſetzt. Alsbald
begann der

Regen von Noten
auf die Wehrloſen. Die griechiſchen Truppen ſollten ſich aus
Saloniki und Umgebung zurückziechen, dies und die Halbinſel
Chalcidice wurden von der Entente für ihre Zwecke befeſtigt,
die griechiſchen Häfen ſollten den Weſtmächten ansgeliefert
werden. Mit Beginn des Jahres 1916 wurde Korfu von den
Franzoſen beſetzt, einen Monat ſpäter wurden die griechi-
ſchen Eiſenbahnen und Telegraphenſtationen von der Entente
beſetzt und unter kontrollierende Verwaltung genommen. Es
folgte im Juni 1916 die erſte Blockade der griechiſchen
Küſten, um die Widerſtrebenden durch Entbehrung und
Hunger zur Unterwerfung unter den Willen ihrer Beſchützer
zu zwingen. Die Entwaffnung von zwölf Jahrgängen des
griechiſchen Heeres war die erſte Folge. Die Entente ver-
langte ſie und die Schwachen mußten gehorchen. Die Entente
ſetzte Miniſter ein und Miniſter ab; ſie verlangte die Auf-
löſung der Kammer, Neuwahlen und die Auslieferung der
Polizei an die Weſtmächte. Zum erſtenmal erſchien ein fran-
zöſiſch-engliſches Geſchwader vor dem Piräus und richtete
ſeine Kanonenſchlünde gegen die aHuptſtadt des Landes. Am
3. September 1916 landeten zum erſtenmal Truppen der
Entente im Piräus; ſie beſchlagnahmten die dort liegenden
deutſchen Schiffe. Die griechiſchen Truppen in Saloniki und
Umgebung wurden entwaffnet, die Jtaliener begannen den
griechiſchen Epirus zu beſetzen. Das griechiſche Mazedonien,
in dem die Truppen der Entente operierten, und die griechi-
ſchen Jnſeln taten ſich zur Republik unter Venizelos zu-
ſammen.

Jm Oktober 1916 verlangte die Entente die Auslieferung
der griechiſchen Flotte und die Abſchiebung ſämtlicher Trup-
pen aus Theſſalien und dem Epirus nach dem Peloponnes,
wo ſie ungefährlich waren für die Beſchützer des Landes. Die
Forderungen wurden durchgeſetzt, die Munitionslager der
griechiſchen Flotte beſchlagnahmt. Jm November des vorigen

hätte frei entſcheiden können. Aber die Wühlarbeit

DersGriechenkönig abgeſetzt
Vierbundsgeſandten ausgewieſen

und die Ausweiſung durch Gewalt von der griechiſchen Re-
gierung erzwungen. Gleichzeitig verlangten die Kämpfer
für Recht, Freiheit und Völkerverbrüderung die Anslieſe-
rung des Kriegsmaterials der Landtruppen, Geſchütze, Mu-
nition, Gewehre, Eiſenbahnwagen. Das ſchlug dem kleinen
griechiſchen Faſſe den Boden aus. Es kam zur Empö-
rungin Athen, zum Straßenkampf mit dem Eingreifen
der Schiffsgeſchütze der Entente. Die Landungstruppen
wurden geſchlagen und mußten auf die Schiffe zurückweichen.
Die Geſandten der Weſt hte mußten folgen; ſie haben
einige Monate lang vom Bord der Kriegsſchiffe aus ihre
Unterminierungsarbeit fortgeſetzt.

Dieſe lange Leidenszeit gab der griechiſchen Regierung,
deren Souveränität ſtückweiſe zerbrochen wurde, die Veran-
laſſung, Ende des letzten Jahres einen

Hilfeſchrei an die Kulturwelt
auszuſtoßen und ihrer Qual erſchütternden Ausdruck zu
geben. Wilſon hatte ſeine Friedensakte erlaſſen. Die
griechiſche Regierung antwortete mit einer Notc, die erſt
am 12. Jannar d. J. freigegeben wurde und deren Mittel
ſtück die folgenden Sätze enthielt:

„Die Betrachtungen, die in der Note des Präſidenten in
Hinſicht auf die Leiden der neutralen Nativnen infolge der
gewaltigen Kampfes enthalten ſind, und ebenſo die Garan-
tien, die von den beiden kriegführenden Parteien gegeben
werden ſollen, um die Rechte und die Sicherheit aller Stag-
ten zu ſichern, haben in der Seele Griechenlands ein ganz
beſonders ſympathiſches Echo gefunden. Jn der Tat gibt es
kein Land, das unter dieſem Kriege ebenſogelitten
hätte wie Griechenland, obwohl es dem Kampfe ferngeblieben
iſt. Jnfolge der ganz beſonderen geographiſchen Lage konnte
ſich Griechenland weniger als jedes andre neutrale Land
einer direkten und verderblichen Einwirkung der Feindſelig
keiten zwiſchen den Kriegführenden entziehen. (Hier folgt
eine Lücke im Telegramm, die bis heute noch nicht von der
Zenſur der Entente ausgefüllt iſt. Red.) Jn dieſem
Augenblick noch ſeiner Flotte beraubt und faſt
vollſtändig entwaffnet, iſt unſer Land beunruhigt
durch eine künſtliche Revolte, die Gewinn zieht aus
der fremden Okkupation. Es iſt eingeſchloſſen durch
die fremde Blockade, die die Verbindungen unter
bricht und die friedliche Bevölkerung dem
Hungerausliefert, inbegriffen die vollkommen fried-
lichen Perſonen wie Frauen und Kinder, die nach den
allererſten Regeln des Völkerrechts davon verſchont ſein müßz-
ten, ſelbſt wenn Griechenland im Kriege ſtünde. Dennoch be-
müht ſich Griechenland mit allen Mitteln, neutral zu
bleiben.“

Das war ja das griechiſche Verbrechen, daß es ſeine
Neutralität bewahren wollte. Aus dieſem Grunde blieb
der Hilfeſchrei der Entrechteten und Geſchundeneu bei dem
Vorkämpfer des Völkerrechts, bei Wilſon denn auch ohne
jede Antwort. Ein Recht, das England nicht nützt, findet
bei dem Präſidenten des amerikaniſchen Kapitals keinen

r

Jahres wurden die

Fürſprecher. Die Geſandten der Entente ſetzten ihre Wühl-
arbeit zäh und unerbittlich fort. Nachrichten aus dem Lande
kamen nicht: es war hermetiſch von der Außenwelt abge
ſchnitten; die Blockade ſchränkte die Widerſtandskraft der
Bevölkerung immer enger ein; die Entbehrungen machten
die politiſchen Parteien des Landes immer gefügiger. So
iſt der Tag gekommen, an dem die Entente den großen
Wurf wagen konnte, den König, die Seele des Wider-
ſtandes, zu eutfernen und durch ſeine Beſeitigung die Bahn
freizumachen für die völlige Unterjochung des Landes.

Mit Griechenland allein iſt es aber nicht einmal getau.
Die Weſtmächte ſind in einer

politiſchen Offenſive größten Stils
begriffen. Sie haben in Spanien die Miniſterkriſe an
gezettelt; ſie miſchen ſich in die chineſiſche Politik und
richten Noten an die Macht des Oſtens, deren Jnhalt noch
nicht genau geuug bekannt iſt. Alles unter dem tätigen
Beiſland des „Friedenspräſidenten“ Wilſon, an deſſen Ge-
rechtigteitslicebe die armen Griechen ſich noch in den erſten
Januartagen dieſes Jahres vertrauensvoll wandten. Die
ſer politiſchen Offenſive mit dem Ziele, die letzten Neu
tralen gegen Deutſchland und ſeine Verbündeten aufzubie-



ten, dient auch die Note Wilſons an Rußland, dient die eng-
liſche Antwort an die neue ruſſiſche Regierung, die die Re-
viſion der Kriegsziele des Elfverbandes verlangt hatte.

Wilſons Botſchaft an die ruſſiſche Regierung und die
geſtern telegraphiſch mitgeteilte neue Kriegszielnote
Englands ſind nur zwei Mittel zu ein und demſelben
Zwecke. Das wankende, kriegsmüde gewordene Rußland ſoll
wieder hochgeriſſen werden, um weiter gegen Deutſchland zu
marſchieren. Zu dieſem Zwecke wird ihm zunächſt einmal
vorgetäuſcht, daß die Kriegsziele der weſtlichen Verbündeten
dieſelben ſeien wie die ruſſiſchen. Das wird in Wilſons Bot-
ſchaft des näheren ausgeführt. Auch der Präſident der Ver-
einigten Staaten, die von Sozialismus weiter entfernt ſind
als irgendein andrer moderner Jnduſtrieſtaat der Welt, er-
klärt die Verbrüderung aller Menſchen für ſein eigentliches
Friedensziel. Genau dasſelbe wollen die ruſſiſchen ſozialiſti-
ſchen Arbeiter, nur haben ſie bisher trotz allem Zureden
nicht einſehen wollen, daß zum Zwecke der allgemeinen
Menſchheitsverbrüderung zunächſt einmal die

allgemeine Gurgelabſchneiderei
bis ins Endloſe fortgeſetzt werden müßte.

Jn kluger Voransſicht, daß es nicht gelingen werde, die
derzeit ausſchlaggebenden Schichten Rußlands mit Verbrü-
derungsphraſen in neue Maſſenſchlächtereien zu treiben, hat
die engliſche Regierung ihre Kriegszielnote erlaſſen. Auch
ſie ſtellt die Befreiung der durch fremde Gewaltherrſchaft
unterdrückten Völkerſchaften als ihr Jdeal hin, das ſie in
vollkommen ſelbſtloſer Abſicht verfolge. Jnsbeſondere ſoll
das früher von der ruſſiſchen Autokratie beherrſchte Polen
jetzt von der Herrſchaft der Zentralkaiſerreiche befreit wer-
den. Das ſind alles Dinge, über die ſich auf einer demnächſt
einzuberufenden Friedenskonferenz wohl reden ließe.

Die geringſte Schwierigkeit würde dabei die polniſche
Frage bereiten, da das deutſche Volk mit der Herſtellung
einer vollſtändigen Selbſtändigkeit des ehemals ruſſiſchen
Polen ganz einverſtanden iſt. Hier iſt es vielleicht fraglich,
ob Rußland ohne weiteres auf jede Form der Zugehörigkeit
Polens zu ſeinem Reiche verzichten würde. Aber auch dieſe
Frage würde auf einer Friedenskonferenz zu löſen ſein.

Das entſcheidende iſt, daß England genau ſo wie

dem Wege der Verhandlungen, ſondern auf dem Wege des
Krieges und des

Sieges über die Mittelmächte
erreichen will. Eine ſolche Befreiung durch kriegeriſche Ge
walt bleibt aber immer höchſt einſeitig: eine Macht wird
zertrümmert, während die andre ſich deſto ſtärker befeſtigt.
Die Befreiung der Unterdrückten iſt unter ſolchen Umſtänden
nur ein Vorwand, um die eigne Herrſchaft deſto ſtärker auf
richten zu können.

Die engliſche Regierung hat allen Grund, anzunehmen,
daß man das im revolutionären Rußland auch nicht anders
auffaſſen wird. Dort iſt es aber den ſozialiſtiſchen Maſſen
mit der Freiheit und Brüderlichkeit blutiger Ernſt. Sie
wollen dieſe ſchönen Dinge nicht dazu mißbrauchen laſſen,
daß man den Eroberungskrieg

raffgieriger Kapitaliſtenklaſſen
mit ihnen bemäntelt. Darum war die engliſche Regierung
ſo höflich und ſo klug, eine Prüfung und, wenn nötig, eine
Revidierung ihrer Kriegsziele in Ausſicht zu ſtellen.

Dieſer Akt ſchein baren Entgegenkommens hat nur
den einen Zweck, Zeit zu gewinnen. War doch die
Londoner „Morning Poſt“ unvorſichtig genug, noch für dieſe
Woche einen neuen Regierungswechſel in Rußland anzukün-
digen. Jn Petersburg, ſo hieß es da, ſeien jetzt zuverläſſige
Truppen genug verſammelt, um nötigenfalls mit Gewalt
vorzugehen. Vas ſich hier entwickeln ſoll und was unter der
Patronanz eines Teiles der öffentlichen Meinung Englands
vorbereitet wird, iſt eine

Kommuneſchlächterei größten Stils.
Einſtweilen, ſolange noch die ſozialiſtiſchen Maſſen an der
Macht ſind, behandelt man ſie wie einen gemeingefährlichen

Amerika die Befreiung der unterdrückten Völker nicht auf

Geiſteskranken, anf deſſen Jdeen man ſcheinbar eingeht, um
ihm im geeigneten Augenblick die Zwangsjacke über den Kopf
zu ziehen. Darum verbreitet auch ein Teil der engliſchen
Preſſe über die Zuſtände in Rußland eine Schauernachricht
nach der andern. Die ruſſiſche Revolution wird ebenſo ver-
leumdet, wie ſeinerzeit die Pariſer Kommune verleumdet
worden iſt, um für alles, was nachher geſchehen ſoll, Recht-

Maſſen wieder in das Joch des Milſtarismuk geſpernk wer

den, damit ſie, ein willenloſes Werkzeug fremder Pläne, das
große Werk der Zertrümmerung Deutſchlands vollenden

elfen.5 Damit iſt auch deutlich genug ansgeſprochen, wo vie

deutſchen Jntereſſen ſtehen. Sie ſtehen dort,
wo die rote Fahne weht.

Will Deutſchland im Gegenſatz zu ſeinen weſtlichen Gegnern
auf imperialiſtiſche Pläne verzichten und will es ehrlich in
ſeinem Jnnern die Freiheit aller Staatsbürger, das Selbſt
verwaltungsrecht fremder Stämme und Volksteile aufrichten,
dann iſt der ruſſiſche Sozialismus ſein natürlicher Verbün
deter. Sein Verbündeter nicht auf Wegen der Eroberung und
Vergewaltigung, wohl aber auf den Wegen, die zum Frieden
und zur Erhaltung aller nationalen Lebensrechte, vor allem
auch des deutſchen, führen.

Während aber die Gegner Deutſchlands fieberhaft ar-
beiten, ſcheint ſich Deutſchland ſelbſt einer gewiſſen politiſchen
Sommerruhe hingeben zu wollen. Man verlegt ſich auf das
Abwarten, ſtatt gegen die politiſche Offenſive der Gegner
eine kräftige Gegenoffenſive in Szene zu ſetzen. Noch währt
die Gunſt der Stunde, in der Deutſchland erklären kann, daſ;
es mit den Friedenswünſchen und den Kriegszielen des revo
lutionären Rußlands ebenſoſehr übereinſtimmt, wie die weſt
lichen Verbündeten Rußlands mit ihnen nicht übereinſtim-
men. Aber binnen kurzem wird auch dieſe Gelegenheit ver-
paßt ſein!

Die Abſetzung des griechiſchen Königs mag neben den
Ereigniſſen in Spanien und China auch den Zweiflern zei-
gen, wie ſyſtematiſch, raffiniert, rückſichtslos, gewalttätig
und erfolgreich die Diplomatie der Entente für ihre Zwecke
arbeitet, die ganze Welt gegen Deutſchland zuſammenzu-
ballen. Da iſt keine Zeit mehr zu Erwägungen und zum
Abwarten. Gegen Handlungen müſſen Handlungen geſtellt
werden. Nicht morgen, ſondern ſofort. Was die Stunde
an Gunſt für Deutſchland bietet, muß ergriffen werden.
Ueber Stockholm geht der Weg. Die Abgeſandten der En-
tente dürfen nicht länger in Rußland mit einem Scheine
von Recht behaupten, daß Deutſchlands Stellung zur Frie-

fertigungsgründe bereitzuhalten. So ſoll die imperialiſtiſche] densfrage z wie ſpältig ſei. Nur ſo kann die große poli
Bourgeoviſie wieder ans Ruder gebracht, ſollen die ruſſiſchen tiſche Offenſive der Weſtmächte zurückgeſchlagen werden.

Was der Krieg bringt.
Stockholm.

Verhandlungen über das Friedensproblem.
Am Montag begann in Stockholm die Beratung mit

dem holländiſch-ſkandinaviſchen Komitee über das Memo-
randum der deutſchen Delegation, in dem der
Fragebogen über das Friedensproblem beantwor-
tet wird. Auf Antrag der deutſchen Delegation wurde dem
Fragebogen die Frage hinzugefügt, was die einzelnen
ſozialiſtiſchen Parteien in den verſchiedenen Län-
dern während des Krieges zugunſten des Friedens
unternommen hätten.
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Beſprechungen mit Branting.
Jn Stockholm verlautet, daß den Franzoſen, den Eng-

ländern und den Amerikanern in ihren Päſſen für Ruß-
land ein eintägiger Aufenthalt in Stockholm be-
willigt werden ſoll, wodurch man ihnen Gelegenheit geben will,
ſich mit Vranting zu beſprechen.

Spaniſche Delegierte.
Havas meldet: Der „Matin“ erfährt aus Madrid, daß

das Exekutivkomitee der ſpaniſchen ſozialiſtiſchen
Partei Beſteira, den Vizepräſidenten der Partei, Verdes und
Montenegro als Delegierte für den Stockholmer Kongreß be-
zeichnet hat. Die Delegation werde ohne beſtimmtes Programm
abreiſen, aber, ſo ſetzt das franzöſiſche Telegraphenbureau hinzu,
ihre Reſolutionen ſeien im Prinzip durch die Tatſachen feſtge-
legt, daß Deutſchland die Schuld am Kriege trage.

Die „Anabhängigen“.
Die Vertreter der deutſchen Minderheit ſind in Stockholm

noch nicht eingetroffen. Man vermutet hier, daß ſie erſt zur all-
gemeinen Konferenz kommen wollen.

Der Seekrieg.
Verſenkt, geſunken, gekentert, geſtranudet.

„Maasbode“ meldet: Der Segler „Helen“ (150 Br.-To.)
aus Rockland iſt gekentert. Der Segler „Samslick“ aus
Voſton iſt geſunken. Der engliſche Dampfer „Trentham
Hall“ (4173 Br. To.) iſt geſtrandet und gilt als verloren.
Der engliſche Segler „Elma“ (338 Br. -To.) iſt geſunken.
Der Segler „Elſie Birdett“ aus Neufundland wurde als

Der engliſche rDer
treibendes Wrack angetroffen.
„Mark A. Tobin“ iſt geſtrandet und verbrannt.
franzöſiſche Dampfer „Colonial“ iſt mit einem eng
liſchen Dampfer zuſammengeſtoßen und geſunken.
Der Segler „Phillis“ aus London wurde in havariertem
Zuſtand von der Beſatzung verlaſſen. Der amerikaniſche
Dampfer „Caſe“ iſt verbraunt. Der Dampfer „Mai“ aus
Chriſtianſand iſt geſtrandet und befindet ſich in kritiſcher
Lage. Verſenkt wurden Der ruſſiſche Dampfer „Algol“(2223 Br. -To.) von England nach Rußland mit Kohlen
und Automobilen unterwegs, der Dampfer „Sorland“

ich nach Nord
amerika unterwegs, der norwegiſche Segler „Junno“
(469 Br. -To.) und der Fiſchkutter „Sferre 117“ aus Tromsö.
Der japaniſche Dampfer „Kokvi Marun“ (498 N.-To.)

elaufen und gilt als verloren. Derjapaniſche Dampfer „Hamakus Maru“ (341 N. -To.)
wurde Fener vollſtändig zerſtört. Der Schoner Henry
S. Lawſon“ nach Valtimore wurde von einem norwegiſchen

(247 3 Br. -To.) aus Haugeſund, von Fran

iſt auf einen Felſen

Dampfer geramm t und iſt geſunken. Der Segler, Standard“
ans San Franzisko (1535 Br.-To.) iſt geſunken. Der
franzöſiſche Schoner „Glaneuſe“ (134 BVr.-To.) und
der engliſche Dampfer „Gretaſton“ (3395 B.-To.)
werden vermißt. Der däniſche Dampfer „Harald Klit
gaard“ (1799 Br. -To.) wurde auf der Fahrt von England
unch Dänemark mit Kohlen in der Nordſee verſentt.
„Grooninger Courant“ berichtet, daß der nieder-
ländiſche Schoner „Cornelia“ auf der Reiſe von Harre
nach Liſſabon im Kanal verſenkt wurde. Kapitän und Ve-
ſatzung wurden gelandet. Das norwegiſche Miniſterium des
Aeußern teilt aus Sandefjorden mit: Die Bark „Deveron“
iſt am 9. Juni verſenkt worden vier Maun (ein Norweger,
ein Schwede, ein Kanadier und ein Finue) ſind umgetommen.
„Maasbode“ verzeichnet ferner den üntergang folgen-
der Schiffe: Die däuiſchen Schiffe „Streymoy“,
„Crioy „„Margrethe“, „Elſe“, „Beinir“, „Britania“,
„„Traveller“, „Bieſtir“, „Jſabella“ und „Janes“, die
ſchwediſchen „Goeta“, „Thoren“ und „Anton“, der
engliſche „Herioneth“, die franzöſiſchen „Jeaune“
und „Cordonnier“ ſowie die norwegiſchen „St. Sunniva“
und „Skarpsmo“.

Minen an der holländiſchen Küſte. JmMonat Mai wurden an der niederländiſchen Küſte 20 Minen
angeſpült, und zwar 17 engliſche, eine deutſche und zwei von
unbekannter Nationalität. Jnsgeſamt find damit 2099
Minen an der niederländiſchen Küſte angeſpült worden.
Davon waren 1431 engliſchen, 65 franzöſiſchen, 266 deut
ſchen und 335 unbekannten Urſprungs.

Englands Antwort an Rußland.
Regierung auf die ruſſiſche Note
Kriegszieleder Alliierten lautet dem Reuterſchen
Bureau zufolge:

Am 3. Mai erhielt Seiner Majeſtät Regierung durch den
ruſſiſchen Geſchäftsträger eine Note von der ruſſiſchen Re-

an das ruſſiſche Volk, der in der Note enthalten iſt, wird ge-
ſagt, daß das freie Rußland nicht andre Völker zu
beherrſchen, noch ihnen ihr angeſtammtes nationales Erbe
zu nehmen oder fremdes Gebiet gewaltſam zu be-
ſetzen beabſichtigt. Dieſer Geſinnung ſtimmt die eng-
liſche Regierung von Herzen zu. Sie iſt in den
Krieg nicht als in einen Eroberungskrieg eingetreten
und ſie ſetzt ihn für kein ſolches Ziel fort.

Jhre Abſicht beim Ausbruch des Krieges war, den Beſtand
ihres Landes zu verteidigen und die Achtung vor den inter-
nationalen Verpflichtungen zu erzwingen. Zu dieſen Zielen iſt
jetzt noch das der Befreiung der durch fremde Gewaltherr-
ſchaft unterdrückten Völkerſchaften hinzuge-
kommen.

Die engliſche Regierung freut ſich daher herzlich, daß das
freie Rußland die Abſicht der Befreiung Polens ange
kündigt hat, nicht nur des von der alten ruſſiſchen Autokratie
beherrſchten Polens, ſondern in gleicher Weiſe des unter
der Herrſchaft des deutſchen Kaiſerreichs be
findlichen Polens. Zu dieſem Schritte wünſcht die eng-
liſche Demokratie Rußland gutes Gelingen.

Vor allem müſſen wir nach einer Reglung ſtreben, die das
Glück und die Zufriedenheit der Völker ſichern und allen be-
rechtigten Anlaß für einen zukünftigen Krieg beſeitigen wird.
Die engliſche Regierung vereinigt ſich herzlich mit ihren ruſſi-

Die vom 9. Juni datierte Antwort dor engliſchen
über die

gierung mit der Erklärung ihrer Kriegspolitik. Jn dem Aufruf

die von dem Präſidenten Wilſon in ſeiner hiſtoriſchen Bot
ſchaft an den amerikaniſchen Kongreß niedergelegt ſind.

Das ſind die Ziele, für die die britiſchen Völker kämpfen,
das find die Grundſätze, von welchen ihre Kriegspolitik jetzt und
in Zukunft geleitet wird. Die engliſche Regierung glaubt, daß
die Abmachungen, die ſie von Zeit zu Zeit mit ihren
Alliierten getroffen hat, mit dieſen Leitſätzen überein-
ſtimmen. Aber wenn die ruſſiſche Regierung es wünſcht, iſt
ſie vollſtändig bereit, dieſe Vereinbarungen mit
ihren Alliierten zu prüfen und, wenn nötig, zu
revidieren.

An trefflichen Worten fehlt es der engliſchen Regierung
nicht. Aber wie der ſachliche Jnhalt ihrer Note vereinbart
werden ſoll mit der ruſſiſchen Friedensformel „Keine Ent-
ſchädigungen, keine Annexionen“, das wird ſie ſelbſt nicht
wiſſen trotz ihrer ſcheinheiligen Behauptung, daß ſie den
Wünſchen und Auffaſſungen der ruſſiſchen Regierung aus
vollem Herzen beiſtimme.

Die franzöſiſche Regierung hat in Petersburg
ebenfalls eine Note übergeben laſſen, welche dieſelben Er
klärungen enthält wie die engliſche, und hinzufügt, daß
Frankreich, in dem Wunſche nach Wiedererwerbung
von Elſaß-Lothringen, das ihm vormals mit Ge-
walt entriſſen worden ſei, gemeinſam mit ſeinen Alliierten
bis zum Siege kämpfen werde, um dieſen Provingen ihre
Rechte auf ihr unverkürztes Gebiet und auf wirtſchaftliche
und politiſche Selbſtändigkeit zu ſichern. Das iſt natürlich
keine Annexion!
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Die Beſchlüſſe von Leeds.
Die Ar beiterkonferenz in Leeds, die kürzlich

ſtattfand, hat bekanntlich verſucht, die engliſche ſozialiſtiſche
Friedensbewegung einheitlich zuſammenzufaſſen. Sie hat
zu dem Zwecke durch ihre mehr als 1100 Delegierten ein
ſtimmig zwei Reſolntionen annehmen laſſen, deren Verbrei-
tung nach dem Ausland von der engliſchen Regierung unter
ſagt worden iſt. Durch ruſſiſche Sozialiſten, die von Eng
land in die Heimat zurückkehren, werden ſie jetzt bekannt.
Der erſte Beſchluß lautet:

Dieſer Kongreß der Arbeiter und Demokraten begrüßt
mit großer Genugtuung die Erklärung der ruſſiſchen proviſori-
ſchen Regierung über ihre auswärtige Politik und Kriegsziele
und teilt die feſte Ueberzeugung dieſer Regierung, daß der Fall
des Zarismus und die Befeſtigung der demokratiſchen Grund-
ſätze in der innern und äußern Politik Rußlands unter den
Demokraten andrer Nationen neue Sehnſucht nach
einem dauernden Frieden und nach einer Brüder-
ſchaft unter den Völkern ſchaffen wird. Aus dieſem
Glauben heraus verpflichten wir uns, für eine Ueber-
einkunft der internationalen Demokratie zur
Wiedererrichtung eines allgemeinen Friedens zu arbeiten, der
nicht die Herrſchaft einer Nation über eine andre bringen ſoll
oder der gewaltſamen Eroberung von Gebieten zuſtrebt, ſon-
dern ein Friede ohne Annexionen und Kriegs-
entſchädigung iſt, fußend auf dem Rechte der Nationen,
ihre eignen Angelegenheiten zu ordnen. Und als erſten Schritt
dieſem Ziel entgegen fordern wir die britiſche Regierung auf,
ſofort ihre Zuſtimmung zu der Erklärung der demokratiſchen
R Rußlands über die auswärtige Politik und die
Kriegsziele zu geben.

Jn der zweiten Reſolution beſchloß der Kongreß die
ſchen Alliierten in der Annahme und Billigung der Grundſätze, Einſetzung von Arbeiter- und Soldategs-
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Eine Prophezeiung des Luftkriegs.
Vor etwa 250 Jahren arbeitete der ſkandinaviſche Gelehrte

San a an einem umfangreichen Werk, in dem er die Bedeutung
der Luftſchiffe zu beweiſen ſuchte. Hierbei ſtützte er ſich auf die
Erfahrungen, die von dem Phyſiker von Gu ericke, dem
Magdeburger Bürgermeiſter, gemacht worden waren.
Lana dachte ſich ein Luftſchiff, das derartig gebaut wäre, daß die
Luft aus großen Kugeln herausgepumpt würde, an die Gondeln
angehängt werden ſollten. Indes überſah er dabei ganz, daß der
artige Kugeln, um dem äußern Luftdruck zu widerſtehen, ſo ſolid
gebaut werden müßten, daß das Luftſchiff viel zu ſchwer zum
Aufſtieg werden würde. Wenn aber auch ſeine Jdee daher un
möglich zu verwirklichen geweſen wäre, ſo war er ſich doch damals
ſchon vollkommen klar über die Bedeutung, die der Luftkrieg der
einſt gewinnen würde. Er ſchrieb nämlich:

„Gott möge verhüten, daß eine derartige Maſchine wirklich
jemals konſtruiert werde, um die traurigen Folgen zu verhindern,

die ſowohl die bürgerliche wie die politiſche Ordnung der Menſch
heit ſtören würde. Jedermann wird ja leicht einſehen, daß in
einem ſolchen Falle keine Stadt vor einem Ueberfall ſicher wäre,
da ja ein Luftſchiff jederzeit über ihr erſcheinen und Soldaten
dorthin befördern könnte. Dasſelbe würde mit privaten Beſitz
tümern und Fahrzeugen geſchehen, die über den Ozean eilen.
Ja, wenn das Luftſchiff ſich auf ein Schiff niederließe, könnte es
die Vertauung erfaſſen und, ſelbſt ohne ganz und gar herabzu
kommen, das Fahrzeug mittels herabgeworfener Eiſenſtücke zum
Kentern bringen, die Mannſchaft töten oder das Schiff mit künſt
lichem Feuer, Kugeln und Bomben in Brand ſtecken. Und ſo
könnte nicht nur mit Schiffen verfahren werden, ſondern auch
mit Häuſern, Schlöſſern und Städten, über die das Luftſchiff,
ohne die geringſte Gefahr zu laufen, alle möglichen Gegenſtände
herabſchleudern könnte.“

Sechs Jahre, nachdem Lana dies geſchrieben hatte, ließ ein
Profeſſor Lohmeier einen ſeiner Schüler dieſe Theorie in
einer Doktordiſſertation behandeln und ſchrieb ſelbſt darüber:
„Hat Gott die Erfindung von Schwertern, Flinten, Kanonen und
Pulver nicht verhindert, mittels deren nun ſchon ſo viel Blut ge
floſſen iſt, warum ſollte er dann dieſe Kunſt verhindern? Der
Staat würde, falls es ſo weit käme, ſchon Schutzmittel gegen
ſolche Luftſchiffe finden, und ſo wie wir Gewehr gegen Gewehr
und Kanone gegen Kanone gebrauchen, würden wir dann auch
Luftſchiff gegen Luftſchiff in den Kampf ſchicken und förmliche
Luftkriege führen.“

e D
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Die drohende Kohlennot.
Die traurigen Erfahrungen der ketzten Kältezeit laſſen S

trotz der jetzigen ſommerlichen Wärme die Sorge um den
Brennſtoffbedarf des kommenden Winters nicht verſtum-
men. Trotz der Knappheit im eignen Lande geht Kohle in
nicht unerheblichen Mengen ins Ausland. Dieſe Ausfuhr
iſt indeſſen notwendig für die Munitionsinduſtrie unſrer
Verbündeten und für die Deckung der Lebensbedürfniſſe
der Neutralen, die wir auch abgeſehen vom Austauſchver
kehr und dem politiſchen Einfluß, den uns die deutſche
Kohle gibt, nicht in derſelben frivolen Weiſe aushungern
wollen, wie etwa England das gegenüber Griechenland tut.
Es bleiben als Hilfsmittel vormehrte Förderung und ver
minderter Verbrauch. Die Steigerung der Produktion
hängt von der Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte ab. Die
Heeresleitung wird eindringlich gebeten werden müſſſen,
alle Bergarbeiter, die an der Front irgend abkömmlich ſind,
zur Arbeit zu beurlauben. Daneben wird aber die Reg
lung des Verbrauchs ſchon jetzt durch eine
gründliche Ordnung vorbereitet werden
müſſen. Statt daß ſich die Städte große Kohlenvorräte
nlegen, decken ſich einſtweilen die reichen Leute mit rieſigen

Kohlenmengen ein. Die Verbrauchsbeſchränkung wird in
erſter Reihe Kirchen, Theater, Konzertſäle, Cafés und ähn-
liche ſtarke Kohlenverbraucher treffen müſſen. Der Reichs
tag wird ſich in ſeiner Sommertagung die Gewißheit ver
ſchaffen müſſen, daß auf dieſem Gebiet nichts verſäumt wird.

Jmmerhin bleibt die Schwierigkeit der Kohlenfrage
groß und drückend. Unter dieſen Umſtänden muß wahr-
haft ſenſationell die Mitteilung des fortſchrittlichen Land
togsabgeordneten für Frankfurt a. M., Dr. Heilbrunn,
in der dortigen StadtverordnetenVerſammlung wirken, daß
das Kohlenſyndicat abſichtlich die Produk-
tion hemme, um dem Reichskanzler ſeine Unzufrie-
denheit mit deſſen innerer und äußerer
Politik zu zeigen. Bedauerlicherweiſe hat Heilbrunn die
Tatyachen, die ihm bekannt geworden ſind, nicht genau ange
geben, ſo daß ſich ſeine Behauptung einſtweilen nur wieder
geben, nicht nachprüfen läßt. Seiner Forderung, daß der
Deutſche Städtetag die unverzügliche Einführung einer ge-
mein wirtſchaftlichen Organiſation für den geſamten Kohlen
bergbau und die geſamte Kohlenverſorgung bei der Regie
rung beantragen ſoll, müſſen wir uns jedenfalls mit allem
Nachdruck anſchließen. Bei der Kohlenſteuer hat der Reichs
tag, bei der Wiederherſtellung des Zwangsſyndikats und
dem Ankauf der Hibernia der Preußiſche Landtag trotz aller
MNahnungen der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, ins
beſondere Otto Hues, nicht den kleinſten Schritt dazu getan,
den Volke ſein Recht auf dieſem wichtigſten Naturſchatz des
deutſchen Landes wiederzugeben. Nun iſt es dazu höchſte
Zeit und Gefahr im Verzug.

Ueber das Verhatten des Kohlenſyndikats wird eine ge-
naue Unterſuchung notwendig ſein. Jſt an Heilbrunns An
gaben auch nur das geringſte zutreffend, ſo gehören ſeine
Leiter als Landesverräter ins Zuchthaus. Jn ſolchem Falle
muß rückfichtsloſe Klarheit geſchafft und nötigenfalls zu-

gepackt werden. Davon ganz unabhängig muß das Reich
für genügende Kohlenförderung und zeregelte Kohlenver
teilung ſorgen. Bei Deutſchlands reichen Kohlenſchätzen
dürfen wir nicht wieder frieren müſſen.

9 e J
Kriegsgewinne der ſkandinaviſchen Reederelen.

Dr. Stubmann in Hamburg hat ſoeben eine Broſchüre
veröffentlicht: „Gegenwart und Zukunft der Seeſchiffahrt“,
in der er Nachweiſe bringt über die Kriegsgewinne der
ſkandinaviſchen Reedereien während der erſten beiden Kriegs
jahre. Danach verteilten:

Die däniſchen Reedereien:
F de Dampffkibſelſkab eForenede Dampffkibſelſkab 8 250Oftaſiatifke Kompanie 10 300
2. G. Norden 300Dannebro g. 120 50HKeimda l 5009Hafni a 100 509Die norwegiſchen Reedereien:
Norwegen Amerika Linie 690 10
Bergenſte D. S. 7 7 5Dordenfſelfke D. S. 795 25970Selmerſke Reederei 10970 80

Die ſchwediſchen Reedereien:
A.G. Kattegatt 1359 16720A.G. Philis, Helſingborg 10 10609,ReedereiGeſ. Höganäs 225055 7 50
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Eine Erklärung überFriedensansſichten.Das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus begann am Dienstag

mit der erſten Leſung Budgetproviſorinms, die der Mi-
niſter präſident Graf Clam-Martinie mit einer Re
giernungserklärung einleitete. Der Miniſter ſprach
über die unſäglichen Opfer, die das furchtbare blutige
Ringen verlangt habe. och ſtehe die Monarchie nach
34 Kriegsmonaten feſter denn je. Der Miniſterpräſident
feierte die Armee und ſagte „Hinfichtlich der auswärtigen
Lage ſind Ausſichten und Möglichkeiten zur
Herbeiführung eines ehrenvollen Friedensvorhanden.

als

An der Tiroler Front. Die Kämpfe in den
Sieben Gemeinden dauerten dem Wiener Heeresbericht vom
Dienstag zufolge fort. Die italieniſchen Angriffe richteten
ſich hauptſächlich gegen den Monte Forno, den Monte
Chieſa nnd die Grenzhöhen nördlich davon. Jm ſüdlichen
Teil dieſes Raumes ſcheiterten ſie in den Nachmittagſtunden
ſchon im öſterreichiſchen Geſchützfeuer. Auf dem Grenzkamm
fingen die öſterreichiſchungariſchen Truppen ſtarke feindliche
Stöße im Bajonett- und Handgrangtenkampf auf. Um Mitter-
nacht brach der Gegner zwiſchen dem Monte Forno und dem
Grenzrücken abermals mit erheblichen Kräften vor ſein
Beginnen blieb wieder erfolglos. Sonſt an der Front
nichts Neues.

Ententedruck auf Ching, Reuter erfährt, daß
die Vereinigten Staaten an die Alliierten und auch an China
eine Note gerichtet haben, in der fie den inneren Zwieſpalt
in China beklagen und auf die Notwendigkeit nationaler
Einigkeit verweiſen. Die Note ſchlägt vor, daß in irgend
einer Form eine gemeinſame Erklärung an China
gerichtet werde. Die Haltung der andern Alliierten iſt noch
unbekannt, da ihre Antworten noch nicht abgeſandt ſind.
Der Zweck des amerikaniſchen Vorſchlags iſt, China den
Wünſchen ver Verbandsmächte völlig gefügig zu machen.
Es ſoll nicht nur was es ſchon getan hat die Ve-
ziehnungen zu Deutſchland abbrechen, ſondern auch tütig mit
eingreifen. damit vor allein der deutſche Handel in China
lahmgelegt wird. Ob China auf den neuen Druck reagieren
wird, iſt einigermaßen zweifelhaft, denn die inneren
Schwierigteiten haben ſich in dieſem Rieſenreich gerade in
der letzten Zeit ganz erheblich geſteigert.
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Ohne Gefahr. Herr Müller: Denk Dir bloß, was ich für
einen komiſchen Traum heut' hatte. Jch ſah, wie Du mit einem
andern durchbrannteſt. Frau Müller: Was haſt Du denn da
geſagt? Herr Müller: Jch hab ihm geſagt, er brauche doch des-
halb nicht ſo zu rennen.

bturle engliſche Angrſſſe.

T. B. S(Amtlich.) roßes Honptangsthes, W. Kuni 1387.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

In ſtarken Feuerwellen bekämpften ſich die Arten n
Ypernbogen und ſüdlich der Douve,

Weſtlich von Warneton kam mittags ein engliſcher An
griff in unſerm BVernichtungsfener aunr an wenigen Steen
aus den Gräben; die vorbrochenden Sturmwellen wichen in unſrer
zuſammengefaßten Jnfanterie- und Artilerdegbwehr unter Ver
luſten zurück. Abends ſcheiterte dort in gkeicher Weiſe ein ev
neuter Angriff der Engländer.

Weſtlich der Straße Arr Leon lag morgens heftige
Wirkungsfeuer auf unſern Stelungen. Starke on glüßche
Kräfte, die auf dem Nordufer des Spwchesbaches gu griffen
und in wunrfre Gräben drangen, wurden in kraftvolle Segen
geworfen. Jn nachfolgenden erbittertem Handgrangten kämpfen
engten unſre Stoßtruyps eine noch verbſtebene Einberucheſtelle ein.

Heeresgruppe Deutſcher Kronpring

In einzelnen Abſchnitten der Aisne front, in der Cham e
pagzne und an der Maas zeiweilig lebhafte Ferfertätigdeit

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Nichts Neues.

Auf dem
vſtlichen Kriegsſchauplatz

und an der

keine größexn Kampfhandlungen.

Der Erſte Generalquarttermelſter
Ludendorff.

Depeſchen
Neue Berfenkungen.

W. T. B. Berkin, 12. Juni. A. Vor bem
Weſtausgang des Engliſchen Kanals und im
Atlantiſchen Ozean wurden neuerdings durch unſre
Unterſeeboote u. a. vernichtet: der engliſche bewaffnete
Dampfer „Clan Murray“ mit 6500 Tonnen Weizen, drei

größerer engliſcher bewaffneter Dampfer unbekmnten
Namens. Durch weitere Verf gingen u. K. ver
loren: 9000 Fäſſer Schmiersl, 10 000 Sack Wachs nach Foauck
reich und weitere 1500 Toernen Weizen

Unfre U-Boote im Mittel meer verſenkten wener-
dings ſieben engkliſche Dampfer und gehn itagkiegni-

ſche Segler mit insgeſammt 33 370 Tonnen. Es waren de
bewaffneten Dampfer „Don Diego“ (3632 Tonnen) mit
Stückgut von Cardiff nach Alexandrien, „Ampleforth“ (3873
Tonnen) mit Kohle von Cardiff nach Alexandrien, „England“
(3798 Tonnen) mit Kohle von Cardiſf nach Malta, „Man-
cheſter Trader“ (3938 Tonnen), „Eimmsor“ (3744 Tomen)
mit 5700 Tonnen Weizen von Karachi nach der
Dampfer „Umaria“ (5317 Tonnen) mit unbekannter
von Kalkutta nach Marſeille und das Lazarettſchiff „Dover
Caſtle“ (8271 Tonnen), das mit zwei großen Dampfern der
Union Caſtle Line von zwei Zerſtörern geleitet
im Konvoi fuhr. Die verſenkten italieniſchen Segler waren
„Hebronia Maria Antonia“, „Vinzenzino“, „Roſina“, „Na
tale Monaco“, „S. Antonio di Padna“, „Diego Rufzo“,
„Angelo Padre“, „Luigi“, „Marie Giuſeppa“ und „Rofa M.“

Der Chef des Admiralftabs der Marine.

Der Abdankungsbrief.
W. T. B. Athen, 12. Juni. Der Miniſter

präſident hat dem Oberkommiſſar Jonnart die Ant-
wort der Krone in folgendem Briefe zur Kenntnis
gegeben

Herr Oberkommiſſar!
Nachdem Frankreich, Rußland und Großbritannien

durch die geſtrige Note die Abdankung des Königs
Konſtantin und die Bezeichnung ſeines Nachfolgers forder-
ten, hat der unterzeichnete Miniſterpräſident und Miniſter
der auswärtigen Angelegenheiten die Ehre, Eurer Erzel
lenz zur Kenntnis zu bringen, daß Seine Majeſtüt wie im
mer auf das Wohlergehen Griechenlands bedacht iſt und be
ſchloſſen hat, Griechenland mit dem Kronprin-
zen zu verlaſſen, und bezeichnet den Prinzen
Alexander als ſeinen Nachfolger.

gez. Zaimi

S

Als Opfer der Ernte.
W. T. B. Bern, 13. Juni. Zu der Entfſendung

Jonnarts nach Griechenland erklärt „Petit Pariſien“,
die allgemeine Richtlinie ſei nunmehr angenommen worden.
Jonnarts Politik werde ſchon in den nächſten Tagen
tlar werden. Sicherlich hätten die Schwierigkeiten,
auf vie die Entente geſtoßen ſei, die Furcht auffkommen
laſſen, daß der König und die griechiſche Regiernng bei gütn-
ſtiger Gelegenheit ſich gegen die Entente ausſprechen könnten.
Um ein derartiges Porgehen zu verhindern, müſſe vor
allem die theſſaliſche Ernte beſchlagnahmt werden.

Aehnlich änßert ſich der „Temps“. Die Leben s
mittel verſorgung der Orientarmee müſſe ſich er
geſtellt werden. Die thefſaliſche Ernte könne der Orient-
armee gefährlich werden. Wenn die griechiſche Regierung
die Ernte in die Hand bekomme, brauche Griechenland
keinen Brotmangel mehr zu befürchten. Die Blockade
der Entente wäre hinfällig. Daher ſei es die erſte Pflicht
Jonnarts geweſen, Maßnahmen zu treffen, um die thefſa
ſche Ernte unter die Aufſicht der Alliierten zu bringen.

(Siehe Leitartikel. Red.)
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ie internationale Gewerkſchaftskonferenz.
Aus Stockholm wird uns vom 8. Juni geſchrieben:
Im Sitzungsſaal der ſchwediſchen gewerkſchaftlichen Landes-

zentrale trat heute vormittag die internationale Konferenz der
gewerkſchaftlichen Landesorganiſationen zuſammen. Lindquiſt
Stockholm) eröffnete die Sitzung im Auftrag des Präſidenten
des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes (J. G. B.) und über-
nahm als Vertreter der ſchwediſchen Gewerkſchaften den Vorſitz.
Er begrüßte die Teilnehmer auf das herzlichſte und gab der be
ſonderen Freude der ſchwediſchen Genoſſen Ausdruck, in dieſen
Wochen ſo viele ausländiſche Vertreter organiſierter Arbeiter hier
zu ſehen. Das gewerkſchaftliche ſowie das politiſche Zuſammen-
wirken der Arbeiter aller Länder hat während dieſes ungehertern
Krieges danieder gelegen; hier in Skandinavien haben wir uns
wiederholt damit beſchäftigt, die Verbindung wiederherzuſtellen.
Anläßlich des Planes, am 10. Juni eine allgemeine inter
nationale ſozialiſtiſche Konferenz in Stockholm ab-
zuhalten, entſtand die Abſicht, die heutige Sitzung zu veranſtalten,
um die Gewerkſchaftsforderungen für den einiti-
gen Friedensvertrag aufzuſtellen. Leider iſt die allge-
meine ſozialiſtiſche Konferenz bisher nicht zuſtande gekommen,
und auch heute fehlen die Vertreter mancher krieg-
führenden und neutralen Länder. Jmmerhin ſind
hier zum erſtenmal ſeit Kriegsausbruch

die Vertreter von neun Ländern beiſammen,
mebr ols jemals ſeit Kriegsbeginn. Hoffentlich werden wir auch
die heute noch Fehlenden das nächſte Mal begrüßen können. Lind-
Wuiſt preßte mit dem Wunſche beſten Erfolges für die Beratang.
(Veifall

Bei der Feſtſtellung der Beteiligung ergibt ſich folgende Zu
fammenſetzung:

Schweden: Lindquiſt (Vorſitzender, Söderberg
(Sekretär) und weitere Mitglieder der Landeszentrale.

Dänemark: Madſen (Vorſitzender), Hedebol (Sekretär).
Se Norwegen: Ole O'Lian (VLorſitzender), P. Aarve
(Scekretär).

Holland: Oudegeeſt (Leiter der proviſoriſchen Verbin-
dungszentrale).

Deutſchland: Legien Präſident des J. G. B.), Bauer,
Saſſenbach.

Oeſterreich: Hueber.
Ungarn: Jaſzai.
Bulgarien: Dr. Sakharoff.

P Finnland: Wiik für den relegraphifch heimberufenen
derttita

Die Verhandlungen werden ſchwediſch und deutſch ge
Wilhelm Janſſon (Berlin) iſt Uevberſetzer.

Der Konferenz liegen vor: Der Bericht des J. G. B. für
1915,1916, die von Jouhaux (Paris, Conféderation du tra-
vail) den Landeszentralen übermittelten Beſchlüſſe der in Leeds
im Auguſt 1916 abgehaltenen Konferenz der Gewerkſchaften Eng-
lands, Frankreichs, Jtaliens, die von dem Pariſer Bareau for-
muliert ſind, und der Entwurf des J. G. B., beide über die zur
Einverleibung in den Friedensvertrag vorzulegenden

internationalen gewerkſchaftlichen Forderungen.

Söderberg (Stockholm) wünſcht, daß Legien eine turze Dar
ſtellung über die Verſchiedenheiten zwiſchen dem Pariſer Ent-
wurf und dem Entwurf des J. G. V. geben ſoll.

Legien: Wir können entweder bier in die ſachliche Prüfung
der Vorſchläge eintreten oder ſie ausſetzen, bis auch England
Frankreich, die Vereinigten Staaten, Spanien
und Jtalien teilnehmen können, was bei der Wichtigkeit der
Sache unerläßlich erſcheint. Von den Leedſer Beſchlüſſen
wurden zwar die einzelnen Landeszentralen verſtändigt, nicht
aber der J. G. B., ſo daß für dieſen die formale Vorausſetzung
fehlte, ſich mit ihnen zu beſchäftigen. Nun kam jedoch auf Wunſch
der ſtandinaviſchen Cewerkſchaften am 11. November 1916 ein
Vertreter des J. G. V. nach Kopenhagen zur Beſprechung hieräber,
und die Konferenz der Skandinavier beauftragte den J. G. B., die
Leedſer Beſchlüſſe für eine internationale Konferenz vorzube-
reiten. Selbſtverſtändlich folgte der J. G. B. dieſer Aufforde-
rung um ſo lieber, als hierdurch die beſte Gelegenheit geſchaffen
wurde, mit allen Landeszentralen um einer Sache willen en
Verbindung zu treten, die

unmittelbar die Arbeiterklaſſe angeht,
ohne irgendwie auf den Krieg Bezug zu nehmen.
Dieſe Gelegenheit durfte ſich der J. G. B. ſelbſtverſtändlich nicht
entgehen laſſen, die Arbeit wurde in jeder Weiſe beſchleunigt und
das geſamte Material lag zur Verſendung bereit, als die Ver
ſchärfung der Kriegführung ſie unmöglich machte.
Durch eine Umfrage bei den Landeszentralen tann in dieſem Falle
eine allgemeine Konferenz nicht erfetzt werden, denn es müſſen
die Forderungen, deren Aufnahme in den Friedensvertrag
die Gewerkſchafter fordern, vollkommen einheitlich und
übereinſftimmend jfein, man muß ſie auf das gründlichfte
beraten und die Möglichkeit ihrer Durchführung gemeinſam prü-
fen. Wir werden jede dieſer Forderungen unſern Landesregtie-
rungen zur Vertretung in der Friedenskonfeenz übergeben, und
da müſſen wir erſt untereinander vollkommen einig ſein, ſonſt
können wir von den Regierungen nicht ihre Durchſetzung ver-
langen, während im andern Falle die Regierungen dazu ge-
zwungen wären. Deshalb wünſchen wir

eine Gewerkſchaftskonferenz aller Länder.
Sie ſoll aber nicht, wie das Statut des J. G. B. vorſchreibt, durch
deſſen Präſidenten berufen werden, ſondern müßte durch den Ge-
werkſchaftsbund der Schweiz einberufen werden.

Jm Dezember 1916 hielten nämlich die Gewertſchaften
Frankreichs ihren Landestongreß in Lyon ab. Einer Einladung
folgend, entſandte auch der Schweizeriſche Gewerkſchaftsbund einen
Delegierten dorthin, der mir vorher mitteilte, daß er im Auf-
trag des Schweizer Gewertſchaftsbundes verſuchen werde, ſich mit
den franzöſiſchen und etwa in Lyon noch vertretenen andern Ge-
werkſchaften über die Einberufung einer internationalen Ge-
werkſchaftskonferenz zu verſtändigen. Jouhaux erklärte
ihm, daß die Franzoſen Delegierte zu einer von den Schwei-
zern einzuberufenden internationalen Konferenz entſenden
würden. Die gleiche Erklärung ſoll, allerdings in weniger
beſtimmter Form, der Vertreter der engliſchen Gewerkſchaften
abgegeben haben, ebenſo die Vertreter der italieniſchen und
ſpaniſchen Gewertſchaften Da aber dieſe Konferenz außer
halb des Organiſationsſtatuts des J. G. B. hätte einberufen wer-
den müſſen, jetzte ſich der Schweizer Gewerkſchaftsbund torrekter-
weiſe erſt mit dem J. G. B. ins Einvernehmen. Die einz'tbe-
rufende Konferenz wurde von allen Landeszentralen, die während
des Krieges ihre Beiträge an den J. G. B gezahlt haben, in zu
ſtimmendem Sinne beantwortet.

Wäre es möglich geweſen, die Materialien im Februar zu
verſchicken, ſo hätten wir im Sommer eine ſolche Konferenz haben
können. Aber das war infolge der Verſchärfung der Krieg-
führung nicht möglich, und im letzten Augenblick kam ganz un-
vermittelt die Einberufung der internationalen ſozialiſtiſchen
Konferenz nach Stockholm. J. den einzelnen Delegationen
finden ſich in den meiſten Ländern auch die Vertreter der ge-
werkſchaftlichen Londeszentralen, wie ja auch dem holländiſch-
ſkandinaviſchen Komitee Söderberg als Gewerkſchaftsvertreter
angehört. Es zeigte ſich alſo die Möglichkeit, hier auch über
rein ge werkſchaft liche Fragen zu beraten. Es war

führt.

fraglich, ob es ſich empfehle, ihre Beratung der allgemeinen poli-
iſchen ſozialiſtiſcher Konferenz zu übertragen. ſo ſelbſtverſtänd-
lich es auch war, daß ſis ſich auch damt befaſſen würde. Diefe

Fragen erſcheinen jedoch zu diffizil für die hoffentlich in abſeh-
barer Zeit zuſtande kommende politiſche Konferenz. Deshalb
hielt ich es für notwendig, mindeſtens eine Beſprechung unter den
Vertretern der einzelen Länder herbeizuführen, um ungefähr eine
Richtſchnur für die Beratung dieſer reinen Arbeiterintereſſen der
politiſchen Konferenz zu geben.

Auf die Frage, ob der ſchweizeriſche Gewerkſchaftsbund
auf den 8. Juni eine allgemeine Konferenz nach Stockholm ein-
berufen wolle, antwortete er trotz meiner dringenden Aufforde-
rung zweimal ablehnend. Jn dem Schreiben, das dieſe Ab-
lehnung begründet (Legien verlieſt es), wird geſagt, daß keine
Ausſicht auf einen Grfolg der Einberufung beſtehe. Das
Schreiben an die ſpaniſche Landeszentrale wurde laut Mitteilung
der Schweizer Poſtverwaltung

von der franzöſiſchen Militärbehörde nicht durchgelaſſen
(Hört, hört!), eine Beſſchwerde bei der franzöſiſchen Geſandt-
ſchaft in Bern blieb ohne Antwort. (Hört, hört!) Auch
Jouhaurx telegraphierte, daß er weder das Rundſchrei-
ben, noch eine ſpätere Anfrage der Schweizer erhalten
habe. (Hört, hört!) Von Jtalien kam keine Antwort, wahr-
ſcheinlich iſt auch dort das Schreiben der Zenſur zum Opfer
gefallen, denn ſonſt hätte der Zeitungsbericht über die italieniſche
Gewerkſchaftstagung ſicherlich auch dieſe Angelegenheit erwähnt.
Appleton von der Zentrale der Trades-Unions hat das Schrei-
ben vom 28. März erhaltlen, er antwortete am 9. Mai, daß der
leitende engliſche Ausſchuß noch immer eine internationale Ge-
werkſchaftskonferenz für unmöglich halte, ſolange noch ſo
viele Völker im Kriege ſtünden, die Entpfindung des Ausſchuſſes
und Appletons ſei, daß eine Konferenz mehr ſchaden als nützen
könnte, ſolange die Wogen der nationalen Erbitte-
rung ſorhoch gingen. An Gompers ſchrieb Appleton übrigens
auch, daß er die Teilnahme an den von Regierungen ein-
berufenen. ſozialpolitiſchen Arbeiterkonferengen (Hört, hört!) nicht
für nützlich bkalte. Die Teilnahme der Engländer an einer inter-
nationalen Konferenz erſcheint alſo ausſichtslos, es wäre
denn, daß eine Schweizer Einladung vielleicht von Frankreich
aus noch unterſtützt würde.

Die Schweizer lehnten alſo ab, weil, wenn die Entente-
länder nicht kämen,

die Konferenz unfruchtbar
wäre, denn die Vertreter der Zentralmächte und der Neutralen
könnten die Arbeiterklaſſe der ganzen Welt ebenſowenig repräſen-
tieren, wie das die Leedſer Konferenz getan habe.

Anſcheinend ſind Frankreich und Jtalien über das, was vom
J. G. B. zur friedlichen Verſtändigung unter den Gewerktſchafts-
organiſationen aller Länder unternommen worden iſt, gar nicht
unterrichtet. Jn Frankreich und Jtalien wurde der Ar-
beiterſchaft und den gewerkſchaftlichen Landeszentralen ſolche,
doch ſicherlich mit ſtrategiſchen oder ſonſtigen militäriſchen Dingen
nicht in Verbindung zu bringenden Schreiben nicht übermittelt.
Deshalb mußte der Siein erſt einmal ins Rollen gebracht und
wenigſtens eine Zuſammenkunft der andern Landeszentralen, die
unterrichtet ſind, abgehalten werden. Und wenn auch die heutige
Konferenz niemand verpflichten und keinerlei für
die Landeszentralen entſcheidende Bedeutung haben kann,

italieniſche Regierung kann verhindern, daß die Tatſache
des Stattfindens dieſer Konferenz mit einer ſolchen Tagesord-
nung der franzöſiſchen und italieniſchen Ar-
beiterſchaft bekannt wird. Durch eine Verſchiebung der
heutigen Konferenz dagegen wären wir wieder in der gleichen
Situation geblieben, daß die gewerkſchaftlich organiſierten Ar-
beiter mancher Länder Europas über das, was die Gewerkſchaften
der andern Länder denken und tun, nicht unterrichtet wären.

Jch habe auch von Kopenbagen
ein Telegramm an den ruſſiſchen Arbeiter- und Soldatenrat

geſrhickt, wobei ich natürlich vorausſetzte, daß die Zeit zu furz
ſein würde, um einen Vertreter von dort nach hierber ſchicken zu
können. Aber auch der Arbeiterrat ſollte unterrichtet ſein.
Den Erfolg muß ich vorderhand dabingeſtellt ſein laſſen.

s wäre falſch, beute in die ſachliche Beratung dieſer ſchwie-
rigen Frage, der Beſchlüſſe von Leeds und des Programms des
J. G. B. einzutreten. Die im Friedensvertrag feſtzulegenden
Vorſchriften über Arbeiterſchutz. Arbeitszeit, Koalitionsrecht, Ar-
beiterverſicherung, Einwandrung uſw. müſſen ſehr genau er-
wogen werden. Der Vergleich des Programms von Leeds und
des J. G. B. beide wurden in der Parteipreſſe veröffentlicht
ergibt eine gewaltige Verſchiedenheit der grund-
ſätzlichen und praktiſchen Auffaſſung. Wenn wir,
wie ich ganz beſtimmt hoffe, eine neue vollſtändige internationale
Konferenz zuſtande bringen, wird die Beratung ja doch alle
Einzelheiten berühren. Aus Zweckmäßigkeitsgrütden und um
der heutigen Konferenz nicht einen Charakter zr geben, der viel-
leicht, nicht aus böſem Willen, aber aus Empfindlichkeit von
andrer Seite angenommen werden könnte, empfehle ich, heute
nicht in die materielle Beratung einzutreten, ſondern,
daß dieſe doch ſchon ganz reſpektable Konferenz von ſich aus eine
offizielle Einladung an alle gewerkſchaftlichen Landes-
zentralen erlaſſe

zu einer neuen allgemeinen Konferenz,
die dann das Programm zu beraten hat und die unbedingt
notwendige Einſtimmigkeit herbeiführt. Für dieſe
veue Konferenz wird Zeit und Ort ſo zu beſtimmen ſein, daß kein
Land ſich damit zu enrſchuldigen vermag, es hätte wegen Ort und
zeit keinen Delegierten entſenden können. Wir müſſen die
andern Landeszentralen jetzt vor die Frage ſtellen:

Wollt ihr gemeinſam mit den Gewerkſchaften aller Länder
reine Arbeiterfragen beraten, die mit der Schuld
frage am Kriege, mit Urſachen und Ausgang des Krie-
ges und mit den Friedensbedingungen nichts zu tun haben?

Es handelt ſich um die Zukunft der Arbeiterklaſſe, um die
Sicherung des Rechtes der Arbeiter, ihres Lohnes und ihrer Ge-
ſundheit. Wir wollen ſehen, welche Landeszentrale es wagen
könnte, die Teilnahme an einer ſolchen Konferenz abzuleh-
nen. Das wollen wir abwarten.

Es empfiehlt ſich, dieſer heutigen Konferenz nicht den
Anſchein einer materiell beſchließenden zugeben, wohl aber eine von den anweſenden Neutralen zu formu-
lierende Einladung zu einer allgemeinen Konferenz hinauszu-
ſchicken, bei der jeder Schein vermieden wird, als gehe ſie von
den Gewerkſchaften kriegführender Länder aus.

Lindquiſt (Schweden): Eine ſachliche Diskuſſion wäre
zwecklos, da wir heute doch nicht zu einer Entſcheidung kom
men könnten. Jch ſchlage vor, die neue Konferenz durch ein
Manifeſt einzuberufen, das die heutige Konferenz

an die Gewerkſchaften der ganzen Welt
richtet. (Lindquiſt legt einen Entwurf vor.) 9

Oudegeeſt (Holland) ſchließt ſich den beiden Vorrednern
an. Die Zeit zur genauen Vorberatung des Leedſer und
J.-G.-B.-Programms war viel zu kurz. Die neue Konfe-
rengz muß ſo gelegt werden, daß auch Amerika teilnehmen
kann. Die Leedſer Konferenz bat uns dem künftigen Zuſammen-
arbeiten näher gebracht, als man vorher geglaubt hätte. Auf die
Einladung hierher hat mir Gompers telegraphiert, daß er zwar
die Einberufung nicht begreife, nachdem man früher auf ſeinen
Vorſchlag, einen Welt-Arbeiterkongreßz am Ort und
wöhrend des Friedenstongreſſes abzuhalten, nicht eingegangen ſei,
jedoch habe die Zeit nicht gereicht, um Delegierte hierher zu
wählen.

eine Bedeutung hat ſie: Weder die franzöſiſche noch die

Hueber (Oeſterreich) iſt mit Legien einverſtanden, hält es
jedoch für notwendig, an die Pariſer Korreſpondenzſtelle der Ge-
werkſchaften der Ententeländer zu telegraphieren, daß die Stock
holmer Konferenz die Leedſer Beſchlüſſe als eine Wiederannähe-
rung der Gewertſchaften begrüßt und worin weiter mitgeteilt
wird, daß die Beratung der Vorlage von Leeds und des J. G. V.
bis zu einer allgemeinen Konferenz zurückge-
ſt e IIt werde.

Söderberg (Schweden) iſt durch die Erklärungen Legie s
befriedigt; er, Söderberg, wolle nicht heute ſchon eine ſach
liche Beratung des Programms, ſondern nur Angabe der Gründe,
die den J. G. B. zur Ausarbeitung eines andern Programnv-
als das von Leeds, veranlaßt hätten.

Ole O'Lian (Norwegen) iſt mit den Ausführungen Legiens
einverſtanden, gibt jedoch gegen den Vorſchlag Huebers zu
bedenken, daß es ſich bei der Pariſer Korreſpondenzzentrale um
eine von der gewerkſchaftlichen Internationale organiſartoriſch

nicht anerkannte Sonde Zründung
der franko- engliſchen Gewerkſchaften bandelt.

Legien ſchlägt vor, das hier zu beſchließende Manifeſt an
die Gewertkſchaftszentralen aller heute nicht vertretenen Länder
telegraphiſch zu übermitteln.

Hueber: Das Telegramm an Paris ſoll auch taktiſch eine
zu empfehlende Anerkennung für die in Leeds geleiſtete An
näherungsarbeit ſein, die wir den Teilnehmern der Leedſer
Konferenz ſchuldig ſind. Das organiſatoriſche Bedenken wäre da
durch zu überwinden, daß an Jouhaurx als Perſon telegraphier:
wird.

Jaſzai (Ungarn): Sprechen wir doch aus, daß wir im
Prinzip mit den Leedſer Beſchlüſſen und mit den Vorſchlägen
des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes einverſtanden
ſind, und geben wir das allen heute hier nicht vertretenen Lär-
dern bekannt.

Lindquiſt ſpricht für den Vorſchlag Hucbers. Folgen wir
ihm, ſo zeigen wir nach der ausſchließlich ententiſtiſchen Leedſer
Konferenz, daß wir eine internationale Konferenz ſind.

Nach einer Pauſe legte Lindquiſt namens der ſkandine-
viſchen Delegierten den Entwurf einer Einladung vor
die nach kurzer Debatte in folgender Form beſchloſſen wird:

Einladung zur allgemeinen internationalen
Gewerkſchaftskonferenz.

Die internationale Gewerkſchaftskonferenz in Stockboln
am 8. Juni 1917, zu der die Gewerkſchaften in Holland, Däne.
mark, Schweden, Norwegen, Deutſchland, Oeſterreich, Ungarrn,
Bulgarien und Finnland Vertreter entſandt haben, hat Kennt-
nis von dem Programm der Gewerkſchaftskonferenz in Lecd
vom Juni 1916 und von dem Entwurf der Friedensforderur
gen des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes genommen. Die
Konferenz erachtet die Sicherung der Arbeiterrechte, des Ar-
beiterſchutzes und der Arbeiterverſicherung als

eine der wichtigſten Beſtimmungen

in dem Friedensvertrag, der ſchließlich zuſtande kom
men wird. Da dieſe Fragen die Arbeiterklaſſe der ganzen Welt
auf das ſtärkſte berühren, hält die Konferenz es nicht für zwed-
mäßig, jetzt in eine endgültige Beratung einzutreten. Sie be
ſchließt daher, die Gin berufung einer neuen Konfe-
renz auf den 17. September 1917 nach der
Schwei z, ſo daß den Gewerkſchaften aller Länder die Teil
nahme ermöglicht iſt.

Die gewertſchaftlich organiſierte Arbeiterklaſſe wird hier-
durch eingeladen, zu dieſer Konferenz Vertreter zu entſenden.
Die Konferenz in Stockholm hält es für zewckmäßig, daß zu
der neuen Konferenz, nicht nach den Beſtimmungen des Jnter-
nationalen Gewerkſchaftsbundes nur drei Delegierte, ſondern
bis zu zehn Delegierten von jedem Lande geſtattet werden
nüſſen, wobei aber bei der Abſtimmung jedes Land nur eine

Stimme haben ſoll. Die Konferenz iſt überzeugt, daß eine
ſolche Zuſammenkunft der Vertreter der organiſierten Arbeiter
der ganzen Welt von entſcheidender Bedeutung für
die Sicherung der Lage der internationalen Arbeiterklaſſe ſein
und den Fortſchritt der menſchlichen Kultur fördern wird.

Mit brüderlichem Gruße
(folgen die Unterſchriften ſämtlicher Kongreßteilnehmer,

voran diejenigen aus neutralen Ländern.)
Auf Antrag Huebers wird noch folgender Zuſatz be

ſchloſſen:
Jn der Erwartung, daß die Gewerkſchaften aller Staate

trotz aller Widrigkeiten des Krieges die gewerkſchaft
liche Brüderlichkeit aufrechterhalten, hoffen
wir, daß ſie dafür ſorgen werden, daß die neue Konferenj
vollzählig beſchickt ſein wird.

Weiter wird auf Antrag Huebers beſchloſſen, an Jouhauf
(Paris) folgendes Telegramm zu ſchicken:

Die am 8. Juni in Stockholm tagende Konferenz der Vertreter der gewerkſchaftlichen Landeszentralen von Heſterreis

Ungarn, Deutſchland, Bulgarien, Finnland, Schweden, Nor
wegen, Dänemark und der Zweigſtelle des Jnternationgalen G
werkſchaftsbundes in Holland begrüßen die Beſchlüſſe
von Leeds im Juli 1916 als

bedeutungsvolle Kundgebungen

ſür die Jntereſſen der organiſierten Arbeiterſchaft aller Stag
ten und als ein erfreuliches Zeichen, die durch den Krieg en
ſtandene Entfremdungbeſeitigen zu wollen. Die
Anerkennung auszuſprechen, hält die Konferenz als ihre Pflich
und erſucht, dieſe Mitteilung an die Organiſationen, die
Leeds vertreten waren, weiter zu geben. Lindquiſt.

Auf Vorſchlag Legiens wird die Abſendung folgenden
Telegramms an den Arbeiter- und Soldatenrat

in Petersburg beſchloſſen:
Die am 8. Juni in Stockholm verſammelten Vertreter

Gewerkſchaften begrüßen den Arbeiter und Sol
datenrat und erwarten für die nächſte internationale 6
werkſchaftskonferenz am 17. September in der Schweiz Ver
treter der Gewerkſchaften Rußlands. Lindquiſt.

Legien weiſt noch auf den von ihm ausgearbeiteten En
wurf zur Reorganiſation des Jnternationalen Gewerkſchaftsbuß
des hin, wodurch größere Einheit und eine geſicher!
organiſatoriſche Grundlage entſprechend dem An
trag einer frühern internationalen Gewerkſchaftstonferenz 9
ſchaffen werden ſollen. Bis zur Entſcheidung einer ordentlich
internationalen Gewerkſchaftstonferenz handelt es ſich nur u
einen Entwurf zur Jnformation.

Lindquiſt dankt in ſeiner Schlußrede allen Teilnehmern de
Konferenz und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die heute b
ſchloſſene Einladung dazu beitragen werde, die Fäden z wi
ſchen den gewerkſchaftlichen Organiſatione
der ganzen Welt wieder anzuknüpfen, und daß
17. September in der Schweiz Vertreter aus allen Ländern
grüßt werden können.

Hueber ſpricht namens der Delegierten, die zum groß
Teile wieder abreiſen, den Freunden von den ſchwediſchen G
werkſchaften herzlichen Dank für die ſo freundliche Aufnahme
ihrem Land aus. Vielleicht könne man bald wieder im Fri
zu einer ordentlichen Konferenz zuſammenkommen.

Damit hat die Konferenz ihr Ende erreicht. Auf S
ladung der ſchwediſchen Gewerkſchaftszentrale unternahmen
Teilnehmer einen Dampferausflug in die Schären.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 12. Halle, Donnerstag den 14. Juni 1917.

m

1. Jahrgang.

Wie die Parteiſpaltung gekommen iſt
Von Adolf Thiele, Halle.

IV.

Das eben iſt der Fluch der böſen Tat
Wegen unſrer Kreditbewilligung will man uns neuerdings

mildernde Umſtände aufdrängen. Wir ſollen nur zugeſtehen, daß
wir die erſte Bewilligung im „Kriegsrauſch“ ausgeſprochen haben
und ſollen die Beſſerung geloben. Dankend lehnen wir dieſes her-
zensgütige Entgegenkommen ab, laſſen aber die mildernden Um-
ſtände gern für ſolche Politiker gelten, die nach dem 4. Auguſt
1914 die Bewilligung als richtig anerkannt haben ſiehe „Volks-
blatt für Halle und erſt ſpäter, als ihr „Rauſch“ verflogen
war, zu ihrer Beſtürzung erkannten, daß ſie ſich politiſcher
Sodomiterei hingegeben hatten. Der Fraktion hat bei ihrer Be-
ſchlußfaſſung nichts ferner gelegen, als Rauſch in irgendwelcher
Form. Soweit bekannt geworden iſt, ſoll auch nur ein einziges
Fraktionsmitglied ſeine Abſtimmung hinterher damit begründet
haben, daß es geſagt hat, bei Ablehnung der Kredite wäre er
nicht lebendig aus Berlin gekommen. Der Betreffende gehört
jedoch von Anfang an zur „Arbeitsgemeinſchaft“.

Die Fraktion hat mit kaltem Blut und nur nach ſachlichen
Gründen ihre Entſcheidung getroffen. Niemand verhehlte ſich,
daß durch Worte, die ſeit langen Jahren ab und zu von einer
vielbeachteten Stelle aus gefallen waren, im Ausland Mißſtim-
mung und Mißtrauen gegen die deutſche Politik ſich verbreitet
hatten; doch darin die Kriegsurſache zu erblicken, wäre kindlich
geweſen. Die tiefſte Urſache, darüber herrſchte vollſte Einmütig-
keit, war in dem kapitaliſtiſchen und imperialiſtiſchen Wettkampf
der herrſchenden Klaſſen aller Staaten zu finden. Die Schuld
am Kriege war auf alle Länder verteilt. Ein Sozialiſt ſollte
überhaupt nicht fragen: Wer iſt ſchuld am Kriege?, ſondern
was iſt ſchuld daran. Jn der Fraktion berichtete auch Haaſe
über vertrauliche Mitteilungen, die der Reichskanzler ihm und
den andern Fraktionsvorſtänden gemacht hatte, über die Vorgänge
hinter den diplomatiſchen Kuliſſen in den letzten Tagen der Kriſe
und über die Stellungnahme Berlins dazu. Wir erfuhren, warum
der Greyſche Vorſchlag, Oeſterreich und Serbien ſollten ihren
Streit durch einen Spruch der europäiſchen Großſtaaten entſchei-
den laſſen, in dieſer Form nicht als annehmbar erachtet worden
war. Wir erfuhren weiter, daß dagegen die vom deutſchen Bot-
ſchafter in London, Fürſt Lichnowſki, aufgeſtellte Formel von
Grey anerkannt worden war. Wir erfuhren, daß Berlin, als
Wien die von Serbien angebotene Unterwerfung unter die wich-
tigſten Punkte des Wiener Ultimatums abgelehnt hatte, in Wien
kurz und bündig hatte erklären laſſen, daß es ſich durch ſeinen
Verbündeten nicht in einen Weltenbrand ziehen laſſen wolle, und
daß infolge dieſer unzweideutigen Drohung Wien ſofort eine Ver
ſtändigung mit Serbien angebahnt hatte, die ſchon ſo weit ge-
diehen war, daß nur noch die Schlußredaktion fehlte, die am
1. Auguſt erfolgen ſollte.

Wir erfuhren auch, was ſich in Petersburg abgeſpielt und
daß die kriegstreiberiſche Großfürſtenpartei über die deutſch
freundlichen Einflüſſe am Hofe geſiegt hatte, daß ferner durch
Geheimverträge der erheblichſte Teil der 18 Milliarden, die von
Frankreich an Rußland geliehen worden waren, zum Ausbau des
Feſtungsgürtels an der Weichſel, zum Bau militäriſcher Bahnen
nach der deutſchen Grenze zu und zur Beſchaffung von allerlei

Kriegsmaterial hatte verwendet werden müſſen und unter fraa
zöſiſcher Kontrolle tatſächlich verwendet worden war. Schon mo-
natelang vor Sarajevo war in den Petersburger Hof- und Re

gierungstreiſen ein ſofortiger Krieg mit Deutſchland erörtert
worden, ſo daß die Frau eines Großfürſten ſchreiben konnte, die

eigentliche Entſcheidung ſei ſchon bei der An-
weſenheit Poincarés und Vivianis in Petersburg ge-
fallen und ſie ſei intenſiv nach den Abſichten der Kriegspartei von
Jswolſki und Benckendorff, den ruſſiſchen Botſchaftern in Paris
und London, vorbereitet worden.

Niemand konnte die Richtigkeit dieſer Mitteilungen beſtrei-
ten es ſind uns damals noch viele intime Einzelheiten unter-
breitet worden und wir mußten gerechterweiſe anerkennen, was
ja auch der „Vorwärts“ unter ſeiner frühern Redaktion getan
hat, daß die deutſche Regierung bis zum letzten Augenblick be-
müht geweſen war, den Ausbruch der Kataſtrophe zu verhüten.
Wir mußten der Ueberzeugung ſein, daß es ein Verteidi-
gungskrieg ſei, den Deutſchland führe. Die Tatſache, daß
die Kriegserklärung von deutſcher Seite aus erfolgt war, änderte
daran nichts. Kautsky, Bernſtein und ſpäter Vandervelde haben
übereinſtimmend darauf hingewieſen, daß keinesfalls gefolgert
werden dürfe, wer den Krieg erkläre, lade dadurch die Schuld
am Kriege auf ſich. Weder Karl Liebknecht, noch Haaſe, Lede-
bour oder ſonſtwer hat damals die Ablehnung der Kredite durch
den Hinweis zu begründen geſucht, durch ihre Kriegserklärung an
Rußland und Frankreich habe die deutſche Regierung die Schuld
am Kriege auf ſich genommen. Dagegen konnte niemand die
Richtigkeit der vertraulichen Mitteilungen Bethmanns beſtreiten,
Deutſchland habe ſich England gegenüber verpflichtet, belgiſchen
Boden nicht durch deutſche Truppen betreten zu laſſen, falls
England ſeine Neutralität zuſichere, daß Deutſch
land überhaupt nach Weſten Gewehr bei Fuß bleiben wolle, alſo
auch Frankreich gegenüber, wenn England die gleiche Garantie
für Frankreich übernehme. Beides hatte die engliſche Regierung
abgelehnt. Grey ſelbſt depeſchierte am 1. Auguſt an den eng-
liſchen Botſchafter Goſchen in Berlin, er habe am gleichen Tage
dem deutſchen Votſchafter in London erklärt, eine Zuſicherung der
Neutralität Englands könne er auch dann nicht
geben, falls Deutſchland die Neutralität Belgiens reſpektiere.
Und als Lichnowſki in ihn gedrungen ſei, England ſelbſt
möge die Bedingungen formulieren, unter
denenes neutral bleiben wolle, habe er jede Bindung
endgültig abgelehnt.

Angeſichts dieſer Sachlage waren wir verpflichtet, den Krieg
als als Verteidigungskrieg zu betrachten. Nicht dem „Hriegs-
vauſch“ entſprang unſer Beſchluß, für die Kriegskredite zu ſtim-
men, ſondern der gewonnenen Einſicht in Tatſachen und Ver-
hältniſſe, die uns bis dahin unbekannt geblieben waren, die aber
trotzdem entſcheidend auf unſre Entſchließung ſein mußten. Gleich
wir ſind die weitaus meiſten Mitglieder der Fraktion nach Berlin
gefahren mit der Abſicht, gegen die Kredite zu ſtimmen. Und
wahrlich, die Ausſicht, dafür vom kriegsbegeiſterten Mob totge
ſchlagen zu werden, hätte keinen von uns, ich glaube da im Sinn
aller gleichgeſinnten Fraktionskollegen reden zu dürfen, veran
laſſen können, gegen unſre Ueberzeugung für die Kredite zu
ſtimmen. Aber gewiſſenlos und unverantwortlich wäre es ge
weſen, um irgendeiner vorgefaßten Meinung willen die Tatſachen
ungewürdigt zu laſſen, die uns bekanntgegeben würden. Von

vornherein ſind nur wenig von uns zur Kreditbewilligung ent-
ſchloſſen geweſen. Zu ihnen gehörte Dittmann (Solingen),
der erſt am Montag nach Berlin hatte fahren können und die
Fahrt in Gemeinſchaft mit dem Genoſſen H. Müller zurück-
legte, der am 31. Juli vom Parteivorſtand nach Paris geſchickt
worden war und nun erſt am 3. Auguſt heimkehrte. Dittmann
trat, wie Müller erzählte, während der Fahrt nach Berlin „ge-
radezu begeiſtert f ür die Bewilligung ein. Er hat das ſpäter,
als nach der dritten oder vierten Kreditbewilligung ſein „Rauſch“
verflogen war, in Abrede ſtellen wollen. Allein aus ſeinem cig-
nen Wahlkreis iſt beſtätigt worden, daß er auch dort in gleicher
Weiſe aufgetreten iſt. Daraus ſoll ihn kein Vorwurf gemacht
werden, obwohl es mir perſönlich unfaßbar iſt, wie ein Sozial
demokrat für irgend etwas „begeiſtert“ fein kann, was der Krieg
uns aufzwingt. Da jedoch Dittmann zu den Unabhängigen ge-
hört, die gegen uns „Sozialpatrioten“ den Mund nicht voll genug
nehmen können, erſchien es angezeigt, ſeine damalige Dentweiſe
zu erwähnen.

Am Montag abend entſchied ſich die Fraktion mit allen gegen
14 Stimmen für Bewilligung der Kredite. Eine program matiſche
Erklärung ſollte dazu abgegeben werden. Zur redaktionellen
Feſtlegung derſelben wurde eine Kommiſſion gewählt, in der auch
Ledebour und Kautsky ſaßen. Sie haben gemeinſam die
Erklärung aus gearbeitet und am Dienstag den 4. Auguſt
der Fraktion vorgelegt. Die Fraktion nahm nur noch ganz geringe
Aenderungen vor. Als Fraktionsvorſitzender ſollte Haaſe ſie verleſen.

Er ſträubte ſich heftig, weil er ja Gegner der Bewilligung ſei. Es
wurde ihm geſagt, nur der Fraktionsvorſitzende, kein andrer, ſei
berufen, in einem ſo bedeutungsvollen Augenblick vor der Welt
zu ſagen, welche Stellung wir einnehmen. Schließlich fügte
ſich Haaſe. Erblickte er damals, wie er heute behauptet,
in der Bewilligung einen Verſtoß gegen die Grundſätze
der Partei, ſo hätte er ſich unſerm Verlangen nicht fügen dürfen, viel
mehr den Vorſitz in der Fraktion niederlegen müſſen. Denn nicht ſeine
Perſon war es, die uns darauf beſtehen ließ, daß er die Erklärung
abzugebeu hatte, ſondern lediglich ſein Amt als Fraktionsvorſitzender.

Das wußte er ſo genau wie wir. Aber er und ſeine 13 Freunde
faßten damals die Bewilligung eben nicht als grundſätzliche Frage
auf, ſonſt wäre ihm kein andrer Weg geblieben, als durch Niederlegung
des Fraktionsvorſitzes ſich der ihm geſtellten Aufgabe zu entziehen.
Parteivorſitzender hätte er trotzdem bleiben können.

Er gab die Fraktionserklärung im Reichstag ab. Sie iſt bekannt.
Sie ſichert der Regierung die Unterſtützung der Fraktion im Kriege zu,
ſolange es ſich um einen Verteidigungskrieg handelt und die Gegucr
nicht zum Friedensſchluß geneigt ſind.

So kam die Kreditbewilligung zuſtande. Daß faſt 4 Monate
ſpäter K. Kautsky ſie in der „Neuen Zeit“ als berechtigt hingeſtellt und

es als „verkehrt“ bezeichnet hat, daraus „einen Abfall von unſrer bis
herigen Praxis“, als „Verrat“ oder „den Anfang einer neuen Taktik“
folgern zu wollen, iſt bereits geſagt und an andrer Stelle durch wört
liche Wiedergabe ſeiner Darlegungen bewieſen worden.

Halle und Saalkreis.
Halle, 14. Juni 1917.

Das ſtädtiſche Braunkohlenwerk.
Zum erſtenmal iſt im Stadthaushalt das erworbene Braun-

kohlenwerk erſchienen. Seine Jahreseinnahme iſt auf

Der Tanz des Todes.
Von W. Wladimirow.

Aus dem Ruſſiſchen von Viktor Kalinowſtki.
Das Generalsgericht in Warſchau.

Fünf würdige und anſehnliche Generale nahmen hinter
dem großen Tiſche Platz. Sie ſollten Richter ſpielen.

Jhre verſchlafenen, gedankenloſen Geſichter und ihre
glänzenden Generalsuniformen harmonierten vollkommen
mit der ſie umgebenden Pracht und mit threr Recht-
ſprechung.

Die Sitzung fand in einem herrlichen Bäallſaal ſtatt.
Ein ſonderbares Schauſpiel boten dieſe mit Drden und

Abzeichen geſchmückten Generale, beſonders jetzt, wo ſie die
Gerechtigkeit unter ſolchen ungewöhnlichen Bedingungen
handhabten.

Zweifellos unter Berückſichtigung ihres Generalrangs
und eines hohen Strafmaßes war es für ſie nicht ange-
bracht, die Sitzungen im Rahmen eines gewöhnlichen Ge-
richts abzuhalten. Dazu diente ein ſpeziell für Vergnü-
gungen und Bälle beſtimmter Saal!

Jch ſage, es war für ſie nicht angebracht. Denn
dort, wo ehemals, wenn auch in lügneriſcher Weiſe, die
Prinzipien eines gerechten, ſchnellen und gnädigen Tribu-
nals verkündet wurden, war es nicht angebracht, daß ein
ungerechtes, letztinſtanzliches und grauſames Gericht Platz
nehmen ſollte ein Generalsgericht, das ausſchließlich auf
adminiſtrativem Unrecht, auf dem Gewiſſens- und Ueber-
zeugungszwang der Richter, der Ohnmacht und Rechtlos-
machung der Angeklagten beruhte.

Und darum bemühten ſich die Regierung und die
Generale, einen entſprechenden, mehr zuſagenden Ort aus-
findig zu machen.
Sie fanden auch den für Tänze und Vergnügungen

beſtimmten Saal, wo ſich die Herren amüſierten, den ge
putzten ſchönen Frauen den Hof machten wo ihre vor
Vergnügen ſtrahlenden Weiber und Töchter unter den
Klängen des Ballorcheſters das Tanzbein ſchwangen. Dieſe
luſtige Geſellſchaft entſprach am beſten ihrer Stimmung
und ihrer grauſamen Rechtſprechung, die für ſie ein er-
freuendes, unterhaltendes Spielzeug war. Denn ſehen wir
zu, ob ſie in ihrer Hand nicht ein Spielzeug war?

Sie, die Generale, waren die Verkörperung einer bru-
talen, phyſiſchen Kraft, und des nackten Unrechts. Sie
weihten ja ihr ganzes Leben dem Dienſte der Fauſt und
der Gewalt und ihre Grundſätze führten ſie unerſchütterlich
durch.

Jetzt wurden ſie wieder dazu berufen.
Als erfahrene, geriebene Diener der Gewalt betätigten

ſie ſich nur dort, wo man ihren Gewaltſtreichen keine Kraft
entgegenſetzte wo ihr Zynismus keine Grenzen fand.
Als ſie dem mächtigen und bewaffneten Gegner dem
Japaner im ehrlichen und offenen Kampf ins Antlitz
ſchauten, liefen ſie feige davon und verſteckten ſich vor der
Gefahr. Jetzt aber jetzt konnten ſie mit wehrloſen und
unbewaffneten Opfern nach Gutdünken verfahren; in
wilder Grauſamkeit bewieſen ſie jetzt ihren Mut! Es
wartete ja ihrer nur eine fröhliche Tändelei und Unter-
haltung.

Wie blutgierige Tiere weideten ſie ſich an den ſchreck-
lichen Qualen ihrer Opfer, wohl wiſſend, daß ſie ihren
Händen nicht entſchlüpfen.

Und jedesmal beendeten ſie das luſtige und unter-
haltende Präludium ihrer tieriſchen Gerechtigkeit mit dem
triumphierenden Schlußakkord: Verurteilt zum Tode durch
den Strang.

Je nun dieſem entſprach auch der Saal vollkommen.
Wahrlich mit Vorbedacht hatte man dieſen Saal

erwählt. Alles reizt zur Freude und Luſt:; der Fußboden
glänzt und ſchimmert; an den Wänden zwiſchen den Fen-
ſtern bannen den Blick koloſſale Trumeaus, worin ſich un-
veränderlich flimmernde Generalsuniformen und bleiche,
gequälte Geſichter der Angeklagten widerſpiegeln, genau
ſo, wie ſich ſchon vorher herrliche Frauenkleider, alabaſter-
weiße, entblößte Schultern und Buſen ſowie feuerſprühende
teure Edelſteine wiederſpiegelten.

An einem Ende des Saales ſteht ein Konzertflügel,
in den Ecken und an den Wandſeiten ſtehen exotiſche Pflan-
zen, leichte Möbel im Phantaſieſtil, bequeme, mit perl-
grauem Samt ausgeſchlagene Sofas und Fauteuils.
Schöne, aus gleichfarbigem Samt verfertigte Portieren
hängen an Fenſtern und Türen. Hohe, majeſtätiſche
Säulen im joniſchen Stil vervollſtändigen die reiche Aus-

ſtattung des Saales, in dem gleichzeitig 100 Tänzerpaare
antreten konnten.

Auf einer halbrunden, höher gelegenen Bühne, wo
ſich gewöhnlich das Orcheſter befindet, ſtehen die Ange-
klagten. Hinter ihnen hängen die Porträts des Zaren und
der Zarin.

An der gegenüberliegenden Wand mit den dem Jwans-
tor der Zitadelle zugekehrten Fenſtern plazieren ſich die
Herren Richter, die Generale. Die von dieſen Fernſtern
wunderſchöne Ausſicht auf die Feſtungswälle, auf die breite
Weichſel und ihre Ufer wird durch die ſchwarze Silhouette
des Galgens mit zwei vorſtehenden Armen und einem
Querbalken ergänzt.

Dort werden Menſchen hingerichtet.
Und hier im prunkvollen Sale verurteilt man ſie zum

Tode.
Zu beiden Seiten der für das Orcheſter beſtimmten

Bühne plazieren ſich an kleinen, mit weißen Servietten be-
deckten Reſtaurationstiſchen die Advokaten und Dolmetſcher.
Dieſe Tiſche verleihen dem Saal ein noch mehr tragiſch-
leichtfertiges Ausſehen dieſem Reſtaurationsſaal, in dem
bald Menſchenfleiſch zur Atzung ſerviert wird.

Das komfortable und anheimelnde Damenboudoir aber
benutzen die Generale als Beratungszimmer. Hier be-
ſchließen, beſprechen und unterſchreiben ſie die Urteile, von
hier ſchicken ſie den Delinquenten auf den Galgen.

Gute und ſchlechte Zeugen, das heißt Fälſcher, Spione
und Geheimagenten der Regierung ſind im geräumigen,
hübſchen Billardzimmer untergebracht; die freie Zeit ver-
kürzen ſie ſich mit dem Billardſpiel.

Ueberall Schönheit, Bequemlichkeit und Prachtliebe!
Vor Eröffnung der Sitzung wird der Saal mit einer

Unmenge Militär beſetzt. Jn der Saalmitte werden Sol-
daten mit Karabinern, Bajonetten und ſcharfen Patronen
hereingeführt; hier befinden ſich auch Offiziere, Generals-
adjutanten. Am Eingang ſtehen Soldaten und Gendarmen
in voller Kriegsausrüſtung; keinen Fremden laſſen ſie ein.

Will jemand in den Saal hinein, wird er von der
Wache gefragt: „Wer da? Wo iſt die Einlaßkarte?“
Bajonette verſperren den Weg.

(Fortſetzung folgt.)
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210 800 Mark veranſchlagt. 172 000 Mart ſoll der Verkauf von
500 000 Hektolitern zu 30 Pfg. und von 1 Million Hektolitern u
22 Pfg erbringen. Auf 22 000 Mark iſt der Erlös aus der Abgabe
an der Naßpreſſe eingeſchätzt, auf 6000 Mark der Eigenbedarf
der Grube, und auf 39 400 Mark der Erlös aus dem Verkauf von
3,2 Millionen Preßſteinen zu 12 Mark das Tauſend und von
50 000 Mark zu 20 Mark das Tauſend. Beamte und Arbeiter
der Grube ſollen für 100 000 Stück Preßſteine 700 Mark bezahlen,
alſo 7 Mark für das Tauſend.

An Ausgaben erfordert der Grubenbetrieb 169 520
Mark, die Naßpreſſe 37 000 Mark, die Schuldenverwaltung 30 000
Mark Aus den Aufwendungen des Grubenbetriebs ſind folgende
Poſten hervorzuheben: An Gehalten bezieht der Berginſpektor
3760 Mark, der Oberſteiger 1920 Mark, der Steiger 1800 Mark,
der Buchhalter 1320 Mark. Die Arbeitslöhne ſind mit 60 200
Mark eingeſtellt, die Kaſſenbeiträge mit 3920 Mark. Die Gruben-
völzer koſten 40 000 Mark, die Fuhrlöhne gleichfalls 40 000 Mark.
An Enktſchädigungen für Landentwertung und Landentziehung
ſind 5000 Mark vorgeſehen, für Unterhaltung der Gebäude, Ma-
ſchinen, Werkzeuge uſw. 2000 Mark, für Kohle zum Eigenbedarf
6000 Mark, für Ackerpacht 1000 Mark, für Porto, Feuerverſiche-
rung, Bureaubedürfniſſe und ſonſtige Ausgaben 1900 Mark.

Die Grube hat 200 000 Mark Kaufpreis bean-
ſprucht; derſelbe wird zu 5 Prozent mit 10000 Mark verzinſt
und mit 10 Prozent 20000 Mark getilgt, ſo daß das Anlage-
tapital innerhalb 10 Jahren getilgt ſein wird. An Rein-
überſchuß ſoll die Grube dieſes Jahr 4280 Mark erbringen.

Wieviel Rentenempfänger gibt es in Halle
Vom Beſtehen der Jnvaliden- und Altersverſicherung bis

zum Schluſſe des Jahres 1915 wurden für die Stadt Halle 6046
nvalidenrenten und 836 Altersrenten feſtgeſetzt. 3272 bzw. 697
tamen wieder in Wegfall, ſo daß am Schluſſe des ge-
nannten Jahres 2774 Jnvaliden- und 139
Altersrentenempfänger vorbanden waren. Auf
je 1090 Einwohner gab es demnach 15,34 Jnvaliden- und 0,77
Altersrentenempfänger. Am Schluſſe des Jahres 1911 waren auf
die gleiche Zahl Einwohner berechnet vorhanden: 12,22 Jn-
validen- und 3,88 Altersrentner. Die Abnahme der letztern iſt
vor allem auf die ungünſtigen geſetzlichen Beſtimmungen zurück-

ſpärlicher ſind die Hinterbliebenen
renten. Vom Jnkrafttreten der Beſtimmungen über dieſe
Renten (1. Januar 1912) bis Ende des Jahres 1915 wurden für
den Stadtbezirk Halle feſtgeſetzt 82 Witwenrenten und 538
Waiſenrenten (für Waiſenſtämme). Nach Abzug des inzwiſchen
ſtattgefundenen Abgang waren am Schluſſe des Jahres 1915
orbanden 74 Empfänger von Witwenrenten und
19)8 ſolche von Waiſenrenten. Auf 1000 Einwohner be-
rechnet, ergibt das 0,41 und 2,75.

Jm Jahre 1916 trat eine ſtarke Vermehrung der Renten-
anträge ein. Jm Stadtbezirk Halle ſtieg z. B. die Zabl der An-
träge auf Jnvalidenrente auf über 850 und die guf Altersrente
zuf über 300. Die Urſache iſt zu ſuchen in den vielen Kriegs-
heſchädigten, die meiſt Anfprüche mindeſtens auf Rente von der
27. Woche der Erwerbsunfähigeit an haben und auf die Herrb-
ſetzung der Altersgrenze vom 70. auf das 65. Lebensjahr. Auch
Hinterbliebenenrenten wurden weit zahlreicher verlangt.

Jm Saalkreis (außer der Stadt Halle) ſind die Zablen
über die laufenden Renten etwos anders. Es kamen da am
Schluſſe des Jahres 1915 auf 1000 Einwohner 14,32 Jnvaliden-,
2.26 Alters-, 0,333 Witwen- und 1,62 Waiſenrenten-Empfänger.
Die Ziffern find alſo bis auf die Altersrenten durchweg nied-
riger als in der Stadt Halle. Es iſt eine allgemeine Erſchei-
nung, daß die Altersrentner auf dem Lande weſentlich zahlreicher
ſind als in den Großſtädten. Die Gründe ſind zum Teil darin
zu ſuchen, daß eben auf dem Lande die Leute wegen der günſti-
gen Geſundheitsverhältniſſe im Durchſchnitt viel älter werden.
Jm benachbarten Kreiſe Querfurt kamen z. B. auf 1900 Ein-
wohner 3,66 Altersrentenempfänger. Das ſind etwa fünfmal
mehr als in der Stadt Halle.

Anfallverſicherung für freiwillige Erntehilfe.
Zur Beſeitigung der Zweifel, die in der letzten Zeit hinſichtlich

der Anwendung der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung auf die zur

worden ſind, dienen nachfolgende Ausführungen, die in einem kürzlich
ergangenen Beſcheid des Reichsverſicherungsamts enthalten ſind.

Wer eine Beſchäftigung im Sinne des Geſetzes über den vater
ländiſchen Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916 ausübt, unterliegt nach
J 1 der Verordnung des Bundesrats über Verſicherung der im vater
ländiſchen Hilfsdienſt Beſchäftigten vom 24. Februar 1917, auch wenn
er nicht dienſtpflichtig nach S 1 dieſes Geſetzes iſt, den Vorſchriften
über die reichsgeſetzliche Arbeiter und Anugeſtelltenverficherung, ſoweit
dieſe Verordnung nichts andres beſtimmt. Dies gilt auch dann, wenn
die Beſchäftigung nicht auf Grund freiwilliger Meldug ſtattfindet.
Als im vaterländiſchen Hilfsdienſt tätig gelten nach S 2 des Hilfs
dienſtgeſetzes alle Perſonen, die in der Land und Forſtwirtſchaft be
ſchäftigt ſind, ſoweit ihre Zahl das Bedürfnis nicht überſteigt. Alle
dieſe Perſonen unterliegen ſomit, wenn nicht ſchon unmittelbar nach
der Reichsverſicherungsordnung, ſo doch auf Grund der Verordnung
vom 24. Februar 1917 der reichs geſetzlichen Unfallver-
ſicherung. Dabei macht es nach der ausdrücklichen Vorſchriſt der
Verordnung keinen Unterſchied, ob die Perſonen nach S 1 des Hilfs-
dienſtgeſetzes dienſtpflichtig ſind oder nicht. Insbeſondere gilt dies
auch von den Schülern und Schülerinnen höherer Lehr-
anſtalten, die in der Landwirtſchaft als freiwillige Erntehelfer
tätig ſind.

Luzerue als Gemüſe. Die Reichsſtelle für Obſt und Ge-
müſe ſchreibt: Jm Intereſſe der Volksernährung iſt es Pflicht jedes
einzelnen, der Luzerne angebaut hat, die ſich jetzt in ſo reichlichem
Maße bietende Gelegenheit auszunutzen, um den Sammelſtellen der
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt dieſe ſich zu Spinat beſonders
eignende junge Luzerne-Pflanze, ſoweit ſie in der Wirtſchaſt irgendwie
entbehrlich iſt, zuzuſchicken, um auch dadurch der Knappheit an Lebens-
mitteln abzuhelfen, bis Gemüſe, deſſen Wachstum ſich durch die un
günſtige Witterung verzögert hat, in größeren Mengen zur Verfügung
ſteht. Jede Möglichkeit muß unbedingt ausgenutzt werden und jeder
Landmann trage ſeinen Teil dazu bei, dem Markte Lebensmittel zuzu
führen, um das Volkswohl zu unterſtützen und den Städten ein neues
Gemüſe zuzuteilen, das jede Hausfrau bei der jetzigen geringen Aus-
wahl ſehr willkommen heißen und mit Freuden in ihren Küchenzettel
aufnehmen wird. Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt wird zum
Abtransport genügend Korbmaterial durch die Sammelſtellen zur Ver
fügung hal'en.

Schonnng der Getreidefelder. In den Feldern ſtehen
zurzeit die Kornblumen und Mohnblumen in Blüte. Es wird dringend
vor dem unbefu ten Betreten der Felder zum Pflücken dieſer Blumen
gewarnt. Alle feſtgeſtellten Uebertretungen werden unnachſichtlich
zur Anzeige gebracht. Die Allgemeinheit kann den Feldſchutz dadurch
weſentlich fördern, daß ſie von einem Kaufe feilgebotener Korn- und
Mohnblumen abſieht. Jn den jetzigen Zeiten iſt jedes Getreidekorn zur
menſchlichen Ernährung nötig, es muß daher den Feldern weiteſtgehender
Schutz gewährt werden.

Die Anlagen in der „Kleinen Wieſe“, die ſich zwiſchen
der Ziegelwieſe und der Moritzburg befindet, gehen ihrer Wiederher
ſtellung immer mehr entgegen. Nachdem zu Pfingſten die nenherge-
ſtellte Jägerbrücke dem Verkehr übergeben wurde und nunmehr die mit
„Neuwerk“ bezeichnete Straße von dieſer Brücke aus bis zum Kirchtor
begangen werden kann, iſt dieſer Tage auch die verlängerte Robert
Franz- Straße bis zur Holzbrücke an der Schleuſe freigegeben. Vieles
ſieht freilich noch recht „wild“ aus und bedarf noch der glättenden
Hand. Einige Bauten dürften durch die Aufſchüttungen auch dauernd
verloren haben. Jm allgemeinen haben aber die Anlagen durch die
Neuordnung der Dinge zweifellos ein weit beſſeres Ausſehen erhalten.

Die Not der Raucher. Die Raucher müſſen ſich darauf
gefaßt machen, daß ſie die geliebte Zigarre ſchließlich noch ganz aufgeben
müſſen. Die Fabrikation der Zigarren iſt ſchon längere Zeit weſent
lich beſchränkt worden. Von der eingeſchränkten Produkion
müſſen nun nach einer neuen Verfügung von den Fabrikanten nicht
weniger als 75 Prozent an die Zentrale für Heereslieferungen in
Minden abgeführt werden. Von fachmänniſcher Seite wird verſichert,
daß dieſe Verfügung durch den Bedarf des Heeres an Zigarren
nicht begründet ſei, da die Heeresverwaltung noch enorme Mengen
von Zigarren in den Proviantämtern habe. Trotzdem die Ein
ſchränkung, und den Rauchern blüht nun eine Abſtinenzperiode.
Am meiſten getroffen werden dadurch die Raucher der billigen
Sorten, alſo vornehmlich die Arbeiterſchaft. Neun Zehntel des von
den Fabrikanten abzuliefernden Kontingents muß aus billigen Sorten
beſtehen. Die Einſchränkung wird ſich alſo vor allem dadurch be
merkbar machen, daß Zigarren zu relativ billigen Preiſen ſelten werden
oder überhaupt nicht mehr zu haben ſein werden. Wer dann nicht

Hilfe bei der Landwirtſchaft aufs Land geſchickten Kinder laut ge-

n n kAwlllihe Velunntwuchungen.

Anordnung der Reichsſtelle für Speiſefette über
die Zulaſſung von Waſſerſtoffſuperoxyd zur Friſch

erhaltung von Vollmilch.
Auf Grund des S 11 der Verordnung über die Bewirtſchaftung

von Milch und den Verkehr mit Milch vom 3. Oktober 1916 Reichs
Geſetzblatt S. 1100) wird folgendes beſtimmt:

S 1.

Zur Friſcherhaltung von Vollmilch darf bis auf weiteres Waſſer
ſtoffiuperoxyd nach Maßgabe der in der Beilage“*) enthaltenen Anleitung
verwendet werden. ß

Die Beſtimmungen der Anordnung der Reichsſtelle für Speiſefette
über die Zulaſſung von Waſſerſtoffſuperoxyd zur Friſcherhaltung von
Magermilch vom 21. Dezember 1916 finden ſinngemäß Anwendung.

S 2.
Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Berlin, den 1. Juni 1917.

Reichéſtelle für Speiſefette. von Graevenitz.
rere5D5

Die Beilage iſt hier nicht mit abgedruckt.

Auf Grund der Anordnung der Reichsſtelle für Speiſefette über
die Zulaſſung von Waſſerſtoffſuperoxyd zur Friſcherhaltung von Vollmich
vom 1. Juni 1917 in Verbindung mit den Zz 2 und 5 der Anordnung
der Reichsſtelle für Speiſefette über die Zulaſſung von Waſſerſtoffſuner-
oxyd zur Friſcherhaltung von Magermilch vom 21. Dezember 1916 wird
zur Ausführung der erſtgenannten Berordnung folgendes beſtimmt:

Phantaſiepreiſe für Zigarren anlegen kann, muß wohl oder übel auf

Es wird wiederholt bekanntgegeben, daß für alle Verkäufe
in der Provinz Sachſen, gleichgültig ob ſie an einheimiſche oder aus-

bei weichen Süßkirſchen bis zum 25. Juni auf 35 Pfenuig,

zeit ein Einheitspreis von 60 Pfennig für das Pfund.
Halle, den 12. Juni 1917. Der Magiſtrat.

wärtige Händler erfolgen, der Erzeugerhöchſtpreis (Vertragspreis) W

ſodann auf 25 Pfennig für das Pfund feſtgeſetzt iſt. Bei
Erdbeeren erſter Wahl gilt für die ganze diesjährige Ernte-

uni 1917 wird auf dem ſtädtiſchenAm Donnerstag den 14.
erkauf von Edamer Käſe fortgeſetzt,Markt in der Talamtſchule der

und zwar
vormittags von 8 bis 12 Uhr auf die Nr. 10501 bis 12000

nachmittags s 12001 14000der neuen Lebensmittelſcheine.

von 0,45 Mark.
Das Publikum wird erſucht, abgezähltes Geld bereitzuhalten.

Halle, den 12. Juni 1917. Der Magiſtrat.

Auf den Kopf eines Haushalts entfällt Pfund zum Preiſe

Städtiſcher Eierverkauf
Donnerstag den 14. Juni 1917 in der Talamtſchule.

Zum Kaufe berechtigt ſind die Nummern der alten Lebensmittel-

Nummern 63001--70000 nachmittags 2—6 Uhr.
Für den Kopf eines Haushalts werden 2 Eier abgegeben

zum Preiſe von 30 Pfennig für das Stück.
Der alte Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.
Zur Beſchleunigung der Abfertigung wolle man abgezähltes

Geld bereithalten.
Umtanſch nur innerhalb drei Tagen.
Halle, den 13. Juni 1917. Der Magiſtrat.

Für die Erteilung der Ermächtigung zur Verwendung von
Waſſerſtoffſuperoxyd zur Friſcherhaltung von Vollmilch an Mol-
kereien und zur Durchführung der Maßnahmen zur Ueberwachungvon Mollereſen und Milchhandiern, die Vollmilch t Waſſer We e Daumen Konte lonh.
ſtofffuperoxydzuſatz in den Verkehr bringen, ſind die Kommunal
verbände zuſtändig.

Berlin, den 2. Juni 1917.
Preußiſche Landesfettſtelle. von Graevenitz.

Als Erſatz für heeresdienſtpflichtige Feuerwehrleute werden ſofo
mehrere Hilfskräfte eingeſtellt.

Lebenslau
ſtraße 4, melden.

Halle, den 8. Jani 1917. Der Magiſtrat.

an kräftige Leute, nicht unter 16 Jahren alt, wollen ſich mit
und Zeugnisabſchriften bei der Branddirektion, Margareten-

Schöne Damen- Jacketts und Mäntel 7.85 bis
68 Mk. Elegante Koſtüme 38 bis 128 Mk.
z Jmprägnierte Mäntel 29.75 bis 78 Mk.

Seiden Jacketts und Mäntel 19.75
bis 85 Mk. Covercoat Paletots 39.75 bis
88 Mk. Koſtümröcke magere
Samt, Taft, leicht. So offen 7.85 b. 42 Mk.

In Hauthaus H. Elkan, leipäger Shabe

ſcheine 54001--63000 vormittags von 8--12 Uhr und die 2

den Tabakgenuß verzichten. Selbſt der Uebergang zum Pfeifenrauchen
wird den leidenſchaftlichen Rauchern nicht mehr möglich ſein, denn
Rauchtabak iſt womöglich noch knapper als Zigarren. Wer dann
durchaus ſeine Naſe anwärmen muß, dem wird nichts übrigbleiben,
als zum Tabakerſatz zu greifen und Kirſch-, Brombeer- oder
Nußbaumblätter zu rauchen

Unermittelte Heeresangehörige. Die 9. Nummer der
Sonderliſte „Unermittelte Heeresangehörige, Nachlaß- und
Fundſachen“ iſt am 1. Juni d. J. als Beilage zur Deutſchen
Verluſtliſte“ erſchienen. Vervollſtändigt wird die Sonderliſte
durch ein Namensverzeichnis von Gefallenen, oeren Angehörige
nicht zu ermitteln waren. Der Liſte liegt wieder eine Bilder-
tafel bei, die außer den Photographien einige beſonders auf
fällige Nachlaßſachen, wie Uhren, Zigarren- und Zigarettenetuis,
Meſſer uſw. bringt. Die Liſte iſt zum Preiſe von 20 Pfg. ein
ſchließlich Porto im Einzelverkauf direkt durch die Norddeutſche
Buchdruckerei, Berlin SW, Wilhelmſtraße 32, zu beziehen. Die
Nummern 1 bis 7 der Liſte werden fortan ſoweit der Vorrat
reicht geſchloſſen zum ermäßigten Preiſe von zuſammen 60
Pfennig (einſchließlich Porto) abgegeben. Beſtellungen ſind anter
gleichzeitiger Einſendung des Betrags gleichfalls an die Nord
deutſche Buchdruckerei zu richten.

Gefunden. Am 3l1. Mai iſt in den Abendſtunden von einem
Schulknaben auf dem Spielplatz am Moritzzwinger ein Portemonnaie
mit Jnhalt gefunden worden. Der Verlierer wird erſucht, ſich bei der
Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 38 oder 40, zu melden.
Dort liegt das Portemonnaie zur Anſicht aus.

Ammendorf. (Eine Unterſtellung.) ZJm Hericht des
Halliſchen „Volksblattes“ über die Verſammlung der Gemeindewähler
am Sonntag iſt geſagt, Gen. Pöſche habe ſeine Wiederaufſtellung „in
warmen Worten ſelbſt empfohlen“. Das iſt eine Unterſtellung. Pöſche
hat nur geſagt, was in unſrer „Volksſtimme“ wiedergegeben iſt. Wenn
weiter im „Volksblatt“ hervorgehoben worden iſt, Pöſche habe mit für
ſich ſelbſt geſtimmt, ſo mag doch Stadtv. Oſterburg, der den
Bericht für das „Volksblatt“ verfaßt hat und der in Ammendorf das
Referat erſtattete, auf die Frage Antwort geben, ob er nicht auch bei
der Stadtverordnetenwahl „für ſich ſelbſt geſtimmt“ hat. Wozu
bei einem andern etwas aufmutzen, was man ſelbſt getan hat? Das
iſt phariſäerhaft. Unſfre Genoſſen werden ſich vorausſichtlich an der
Gemeindewahl am Freitag überhaupt nicht durch eigne Kandidaten
beteiligen.

Brachwitz. (Jugendliche Diebe.) Jn die Wohnung
einer Kriegerfrau drangen Schulknaben ein und entwendeten aus ver
ſchloſſenem Schranke 40 Mark. Die Täter vergruben das Geld am
Dorfteich. Sie geſtanden die Tat ein.

Kleine Chronik.
Selbſtmord zweier Jngendlichen.

Mit Revolver und Gas haben zwei Fünfzehnfährige in Berlin aus
geringfügiger Veranlaſſung ihrem Leben ein Ende gemacht. Der Ar
beitsburſche Johannes B. blieb der Fortbildungsſchule unerlaubt fern.
Er mußte jeden Tag fürchten, daß ſeine Mutter dahinterkommen und
daß ſie ihn wegen der Unannehmlichkeiten, die ihr ſein Verhalten be
reitete, beſtrafen werde. Als er allein in der Wohnung war, erſchof
er ſich. Die Mutter fand ihn tot auf. Der Arbeitsburſche Albert Sch.
hatte ſich im Geſchäft eines unbedeutenden Vergehens ſchuldig gemach
Aus Furcht vor Strafe entfernte er in Abweſenheit ſeiner Eltern in
der Küche den Gummiſchlauch vom Kocher und vergiftete ſich mit
Gas. Auch er war ſchon tot, als man ihn auffand.

Der franzöſiſche Tenor im Kartoffelacker.
Der Würfel des Kriegsgottes ſchafft nie geahnte Zufällig-

keiten des Lebens. Der Deutſchen Volkszeitung“ in
Hannover wird von einem Leſer geſchrieben: Eine Wandrung
führte mich kürzlich durch ein Dorf in der Nähe unſrer Stadt
Einſam geht mein Weg durch die in prächtigftem Grün ſtehenden
Kartoffelkulturen. Aus dem herrlichen Grün klingen plötzlich
herrlich geſungene Melodien an mein Ohr, ſo ſchön, daß ſie
nur von geſchulter, edler Stimme geſungen ſein können.
Jch kam näher: in der Tat, Lortzingſche Muſik, Arien aus „Zar
und Zimmermann“. Wohl war mir die reizende Melodie ver
ſtändlich, nur die Worte ſchienen gar fremd. Nun ſehe ich's: die
rote Hoſe leuchtet von weitem, ein kriegsgefangener Franzoſe
ſingt dort in der Einſamkeit ſo herrlich. Ein des Weges kon
mender Bauersmann bringt mir in ſeiner volkstümlichen Art des
Rätſels Löſung: „Ja, de kann ganz bannig ſingen, he hett in
Paris in'n Theater all jümmer Komödje makt. Das Schickſal
hatte dem Künſtler die Kartoffelhacke in die Hand gezwungen.
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Fernsprecher 1224.

C
Die ruhmreiche Kaperfahrt der „Möwe“s.

Aufnahmen des ersten Offiziers S. M. S. „Möwe“, Kapitän
leutnant Wolf.

Dieser Film ist ein Dokument von machtvollster Wirkung.
BDFr Vorführung 3, 5, 7, 9 Uhr.

Trotz der hohen Kosten
haben wir uns entschlossen, von heute
an für sämtliche Vorstellungen die ge-

wöhnlichen Preise gelten zu lassen
Kinder haben bis 7 Uhr Zutritt.

Vorverkauf täglich an der Theaterkasse von 10 bis 12 Vhr.

Alte Promenade Ia

Fernruf 5738.

Ab Freitag: 42Wer war der Täter?
Spannendes Drama.

Paul Heidemann
v Paulthen als Mohrenknabe *3* Zahnarzt wider len.

Zwei erstklassige Lustspiele.
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